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Abréviations

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
SGFB Schweizerischen Gesellschaft zur Förderung des Bausparens
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
EFR Europäischer Forschungsrat
NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale
StHG Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der

Kantone und Gemeinden
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
HEV Hauseigentümerverband Schweiz (Deutschschweiz & Tessin)

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CdG Les Commissions de gestion
SGFB Société suisse pour la Promotion de l’épargne-logement
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
CER Conseil européen de la recherche
NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes
LHID Loi fédérale sur l'harmonisation des impôts directs des cantons et des

communes
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Anfang Mai 2016 brachten Recherchen der Zeitung „Blick“ den amtsjüngsten Bundesrat,
Guy Parmelin, in die Bredouille. Der im Dezember in die Landesregierung gewählte
Waadtländer soll sich mittels Mitberichtsverfahren im Rahmen des Bundesgesetzes
über die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke für ein
Steuerprivileg eingesetzt haben, das vorsieht, dass Landwirte auf den Gewinn von
verkauftem Bauland keine Steuern bezahlen müssen. Laut „Blick“ soll Parmelin
gefordert haben, dass dieses Privileg auch rückwirkend gelten soll und, dass es in der
Botschaft noch prominenter dargestellt werde. Problematisch an dieser Forderung sei
– so die Boulevardzeitung –, dass der Bundesrat selber davon profitiere: Bis zu seinem
Amtsantritt war Parmelin Miteigentümer eines Grundstückes, das er seinem Bruder
überschrieben hatte. Da dieses zwar landwirtschaftlich genutzt werde, sich aber in der
Bauzone befinde, könnte es mit hohem Gewinn verkauft werden; „Blick“ schätzte den
Wert auf rund CHF 1 Mio. Am Verkaufserlös müsste der SVP-Bundesrat trotz Abtretung
an den Bruder noch 25 Jahre beteiligt werden. Dies wäre eigentlich Grund genug, um in
den Ausstand zu treten. Dies müssen Regierungsmitglieder gemäss Regierungs- und
Verwaltungsorganisationsgesetz dann tun, wenn sie an einem Geschäft ein
unmittelbares persönliches Interesse haben. 
Zwar ging Parmelin sofort in die Offensive und betonte an einer Pressekonferenz nur
einen Tag nach den Enthüllungen der Boulevardzeitung, dass sein Bruder das
Grundstück nicht verkaufen werde. Er habe sich bereits als Nationalrat für das
Steuerprivileg eingesetzt, weil der Kanton Waadt stark betroffen sei – ein persönliches
Interesse liege aber nicht vor. Die politischen Reaktionen waren gemässigt. Von einem
"politischen Fehler" (TG) oder einem "Tritt in den politischen Fettnapf" (AZ) war zwar
die Rede, von einem Skandal sprach ausser dem Blick aber kaum jemand. 
Für Parmelin selber war die Angelegenheit mit dem Gang vor die Presse allerdings noch
nicht abgeschlossen. Er musste vor den GPK der beiden Räte Red und Antwort stehen
und gab dort zu Protokoll, dass sein Entscheid, nicht in den Ausstand zu treten,
juristisch vertretbar, politisch aber fehlerhaft gewesen sei. Auch Bundespräsident
Johann Schneider-Ammann wurde von den GPK eingeladen. Er wolle nicht von einem
Vergehen sprechen, versprach aber, dass er die Fragen der Kommissionen zum Umgang
des Bundesrats mit den geltenden Ausstandsregeln im Kollegium diskutieren werde. 
Schliesslich beliess es die Regierung bei einer Rüge: Parmelin hätte seine
Interessenbindungen offenlegen müssen, damit der Bundesrat über einen Ausstand
hätte entscheiden können. Man nehme aber zur Kenntnis, dass sich das jüngste
Bundesratsmitglied der Offenlegungspflicht nicht bewusst gewesen sei. In seiner
Mitteilung machte das Kollegium als Antwort auf die Fragen der GPK auch deutlich, dass
eine Ausstandspflicht nur bei unmittelbarem persönlichen Interesse bestehe. Wenn es
lediglich einen Anschein einer Befangenheit gebe, könne nicht erwartet werden, dass
man bei normalen Bundesratsgeschäften in den Ausstand trete. Dies dürfe auch im
Interesse der Funktionsfähigkeit nur in Ausnahmefällen vorkommen. Die GPK gaben sich
Tags darauf mit dieser Antwort zufrieden, wiesen aber darauf hin, dass die Regeln
kritischer und strikter angewendet werden sollten.
Interessant war die Affäre, weil die Deutschschweizer Medien anders berichteten als
die Medien in der Romandie. Letztere beschrieben den Waadtländer Magistraten eher
als Opfer einer Deutschschweizer Intrige, während Erstere den politischen Fehler
Parmelins mit einigen heiklen Entscheiden in Verbindung brachten, die er in seinen
ersten 100 Tagen im VBS geleistet habe. 1

AUTRE
DATE: 04.05.2016
MARC BÜHLMANN
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Structures fédéralistes

Collaboration intercantonale

Als Novum in der Geschichte des Bundesstaates machten zum ersten Mal Kantone
Gebrauch von ihrem Recht, gegen einen Parlamentsbeschluss das Referendum
einzureichen. Elf Kantone (notwendig für ein Kantonsreferendum wären acht gewesen)
beantragten eine Volksabstimmung über das Steuerentlastungsprogramm, welches ihrer
Meinung nach für die Kantone nicht verkraftbare Steuerausfälle bringen würde. Die
Initiative dazu war von den Kantonsregierungen ausgegangen. Koordiniert durch die
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) hatten achtzehn Regierungen in den
kantonalen Parlamenten entsprechende Vorlagen eingebracht. 2

COLLABORATION INTERCANTONALE
DATE: 26.09.2003
HANS HIRTER

Das im Vorjahr eingereichte Kantonsreferendum gegen das
Steuerentlastungsprogramm des Bundes war erfolgreich. Das Volk lehnte am 16. Mai das
Steuerpaket deutlich ab, in keinem einzigen Kanton ergab sich eine Ja-Mehrheit. (Zum
Abstimmungsresultat siehe hier.)

COLLABORATION INTERCANTONALE
DATE: 16.05.2004
HANS HIRTER

Finances publiques

Impôts directs

Der Nationalrat gab auf Empfehlung einer Kommissionsmehrheit diskussionslos einer
parlamentarischen Initiative Widrig (cvp, SG) Folge, die verlangte, dass das
Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer so zu präzisieren sei, dass
Stockwerkeigentümergemeinschaften einen Anspruch auf Rückerstattung der
Verrechnungssteuer erhalten. Die Eidgenössische Finanzverwaltung hatte die
Rückerstattung der Verrechnungssteuer im Falle von Fonds für gemeinschaftliche
Kosten und Lasten von Stockwerkeigentümern neu geregelt. Danach kann die
Rückerstattung nur noch von den einzelnen Stockwerkeigentümer selbst geltend
gemacht werden, was in den Augen von Nationalrat Widrig kompliziert und
eigentümerfeindlich ist. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 18.12.1998
URS BEER

Im Februar präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Steuerpaket 2001. Dieses
umfasst drei Vorlagen: Die Reform der Ehepaar- und Familienbesteuerung (Teilsplitting
ohne Wahlrecht) sieht Entlastungen von 910 Mio Fr. (Kantone: zusätzliche 400 Mio) für
Ehepaare und Familien vor, die Neuregelung der Wohneigentumsbesteuerung soll einen
Systemwechsel beim Eigenmietwert ermöglichen (Kosten Bund: 85 Mio, Kantone: 35
Mio), und bei der Umsatzabgabe will der Bundesrat die dringlichen Massnahmen ins
ordentliche Recht überführen (Kosten Bund: 310 Mio). 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Herbst legte die vorberatende WAK dem Nationalrat in Abänderung des
Bundesratsvorschlags zum Steuerpaket 2001 nur zwei Vorlagen vor: Die erste
beinhaltete neben der Familien- und Ehepaarbesteuerung auch die
Unternehmensbesteuerung und die Stempelabgaben, die zweite die
Wohneigentumsbesteuerung. Obschon Bundesrat Villiger zur Mässigung aufrief,
beschloss der Nationalrat zusätzliche Steuersenkungen von 800 Mio Fr. bei den
Bundeseinnahmen, die vor allem den Unternehmen und den Wohneigentümerinnen
und -eigentümern zugute kommen sollen. 

Der WAK-SR gingen diese zusätzlichen Entlastungen zu weit. Sie strich im Oktober im
Einverständnis mit den Interessenvertretern der Wirtschaft die vom Nationalrat
beschlossene Senkung der Gewinnsteuer für Unternehmen (-300 Mio Fr.). Auch bei
der Wohneigentumsbesteuerung zeigte sie sich weniger grosszügig. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 27.10.2001
MAGDALENA BERNATH
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Als Reaktion auf die Vorbehalte des Bundesrats zum Steuerpaket wegen der
Wohneigentumsbesteuerung überwies der Ständerat gegen den Antrag der Regierung
eine Empfehlung von Helen Leumann (fdp, LU). Diese forderte den Bundesrat auf, das
Steuerpaket in der bevorstehenden Volksabstimmung aktiv zu unterstützen,
namentlich im Bundesbüchlein. In seiner Stellungnahme betonte der Bundesrat, er
halte die Beschlüsse des Parlaments zur Wohneigentumsbesteuerung, die bei den
Abzügen für Unterhaltskosten und für Schuldzinsen zulasten der Steuereinnahmen weit
über die Anträge des Bundesrates hinausgegangen seien, verfassungsrechtlich,
finanzpolitisch sowie aus föderalistischer Sicht für äusserst problematisch. Da das
Parlament gegen den Antrag des Bundesrates zudem die drei einzelnen Vorlagen des
Steuerpakets miteinander verknüpft habe, sei eine differenziertere Haltung weder für
den Bundesrat noch für das Volk möglich. In den Abstimmungserläuterungen werde der
Bundesrat den Standpunkt des Parlamentes objektiv und vollständig zum Ausdruck
bringen und die Annahme der Vorlage beantragen, aber gleichzeitig auf seine
divergierende Meinung in Bezug auf die den Systemwechsel flankierenden Massnahmen
bei der Wohneigentumsbesteuerung hinweisen. Dasselbe Anliegen verfolgte auch das
gleich lautende Postulat 03.3563 von Nationalrat Hegetschweiler (fdp, ZH). 6

AUTRE
DATE: 08.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Plan financier et mesures d'assainissement

Schon wenige Tage nach der Verabschiedung des Sanierungspakets scherten zahlreiche
bürgerliche Parlamentarier aus dem erzielten Kompromiss aus. Im April hatte der
runde Tisch beschlossen, die Volksinitiative des Hauseigentümerverbandes
«Wohneigentum für alle» abzulehnen und auf einen Gegenvorschlag bis zum Ausgleich
der Bundesfinanzen zu verzichten. Die CVP-Fraktion kritisierte das Verhalten der
anderen Regierungsparteien: Die SP habe im Nationalrat trotz gegenteiligen
Abmachungen zahlreiche Anträge gestellt, die SVP kämpfe prominent im Pro-Komitee
der Wohneigentums-Initiative mit, und die FDP fahre eine Doppelstrategie, indem
entgegen der offiziellen Parteilinie zahlreiche FDP-Parlamentarier die Initiative
unterstützten. Dem Pro-Komitee traten denn auch über 70 bürgerliche National- und
Ständeräte bei. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 14.12.1998
URS BEER

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative Thanei (sp, ZH) (01.446) ab, nach
der ein Mieter, dem das Mietverhältnis gekündigt worden war, den Mietvertrag selber
vorzeitig hätte auflösen können. Der Rat überwies eine Motion der SVP-Fraktion als
Postulat, welches forderte, dass der Eigenmietwert bei einer Hofaufgabe nicht sofort,
sondern erst bei der ersten Handänderung oder grösseren Investition angepasst wird,
da sich die Steuerlast beim Übergang vom landwirtschaftlichen Eigenmietwert zum
nichtlandwirtschaftlichen Eigenmietwert stark erhöht. 8

MOTION
DATE: 21.03.2003
MAGDALENA BERNATH

Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) demande une modification du régime de
l'imposition du logement par le biais d'une initiative parlementaire. D'une part, elle
souhaite l'abrogation de l'imposition de la valeur locative. D'autre part, que les coûts
immobiliers rattachés au logement occupé par son propriétaire, en particulier les
intérêts passifs, ne soient plus déductibles. Le régime de l'imposition de la valeur
locative représenterait une charge importante pour les contribuables âgés et inciterait
les ménages privés à s'endetter davantage. Sa requête reprend les recommandations du
comité consultatif "Avenir de la place financière". 
Le Conseil fédéral, conscient du problème, renonce pour l'instant  à proposer une
modification du régime de l'imposition du logement, puisque les tentatives
précédentes ont jusqu'à présent échouées. La CER-CN, par 17 voix contre 7 et 1
abstention, décide de ne pas donner suite. Jugeant précoce l'instauration d'un
changement de régime, la majorité de la commission souhaite d'abord soustraire les
résidences secondaires à ce changement de système. Une minorité propose d'y donner
suite, afin de pouvoir débattre de la possibilité d'un changement de système lors de la
mise en œuvre de l'initiative (17.400). Le Conseil national, par 128 contre 53, suit la
proposition de la majorité de sa commission. L'initiative parlementaire est alors

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.09.2017
DIANE PORCELLANA
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liquidée. 9

Droit foncier

Nachdem ein externes Rechtsgutachten die Verfassungsmässigkeit der vom Bundesrat
vorgeschlagenen Sondersteuer für Zweitwohnungen als Kompensationsmechanismus
zur Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung in Frage stellte, beschloss der
Bundesrat, in seiner Botschaft zur Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter“ auf ein
solches Instrument zu verzichten. 10

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 23.06.2010
MARLÈNE GERBER

Construction de logements et propriété

Die Mehrheit der Kantone lehnte in der Vernehmlassung den Gegenvorschlag der
nationalrätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) zur Hauseigentümer-
Initiative „Wohneigentum für alle“ ab. Dieser sah in einer Mehrheitsvariante die
Abschaffung der Dumont-Praxis sowie die Festlegung eines steuerbaren
Eigenmietwerts von 60% des Marktmietwerts bei der Bundessteuer anstelle der
direkten Übernahme der kantonalen Eigenmietwerte vor. Das Bundesgericht legte in
einem Grundsatzentscheid fest, dass der Eigenmietwert, welchen Eigentümer
selbstgenutzten Wohnraumes als Einkommen versteuern müssen, mindestens 60% des
Marktwertes betragen muss. Damit hob es eine neue Regelung des Zürcher
Steuergesetzes auf, wonach der Regierungsrat den Eigenmietwert für selbstbewohnte
Liegenschaften „in der Regel“ auf 60 % des Marktwertes festzulegen habe. Der
höchstrichterliche Entscheid ist für sämtliche Kantone von Bedeutung. Bisher hatte das
Bundesgericht keine verbindliche Prozentgrenze gezogen. Wichtiges Argument der
Kantone war, dass auch der Gegenvorschlag der WAK der öffentlichen Hand
Steuerausfälle bescheren würde. Die Ertragsausfälle wurden beim Gegenvorschlag auf
CHF 150 Mio. für den Bund sowie auf CHF 500 Mio. für die Kantone geschätzt,
gegenüber CHF 400 bis 500 Mio. bzw. CHF 1 bis 1,4 Mrd. gemäss Initiative. Gewisse
Sympathien brachten die kantonalen Finanzdirektoren für die Minderheitsvariante auf,
die den von SP sowie Teilen der CVP favorisierten Systemwechsel bei der Besteuerung
von Wohneigentum vorschlug. Demnach würde die Besteuerung des Eigenmietwerts
aufgehoben werden, während gleichzeitig die Schuldzinsen von den Steuern nicht mehr
abgezogen werden könnten. Vor einem Entscheid gelte es aber, die
volkswirtschaftlichen und steuerpolitischen Auswirkungen eines Systemwechsel
abzuklären. 11

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 28.03.1998
URS BEER

Der Ständerat folgte mit 28 zu 6 Stimmen dem Antrag seiner Kommission auf
Nichteintreten auf den vom Nationalrat erarbeiteten Gegenentwurf zur Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» und bestätigte seine Empfehlung von 1996, die Initiative
ohne Gegenvorschlag abzulehnen. Als Hauptgründe für diesen Entscheid galten
einerseits die Ertragsausfälle von CHF 100 bis 150 Mio., die der Gegenvorschlag dem
Bund verursachen würde, und somit im Widerspruch zum Haushaltsziel 2001 und zu
den Ergebnissen des Rundes Tisches stünden, andererseits die Vernehmlassung der
Kantone. Die Anträge Bisig (fdp, SZ) und Reimann (svp, AG) auf Eintreten fanden im
Plenum keine Mehrheit. Konsequenterweise lehnte der Ständerat auch die Motion der
WAK-NR ab, wonach der Bund künftig bei der direkten Bundessteuer die kantonalen
Eigenmietwerte übernehmen muss, soweit sie nicht mehr als 25% vom schweizerischen
Mittel abweichen (97.3183). 12

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 10.06.1998
URS BEER

Nach dem Ständerat taxierte auch der Nationalrat die steuerliche Entlastung der
Hauseigentümer als nicht vordringlich und ordnete sie der Notwendigkeit eines
sanierten Haushaltes unter. In der zweiten Lesung kam er auf seinen Entscheid vom
Oktober 1997 zurück und lehnte den Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Wohneigentum für alle» ebenfalls ab. Für den Gegenvorschlag warb eine
Kommissionsminderheit unter Führung von Toni Dettling (fdp, SZ), Präsident des
Schweizerischen Hauseigentümerverbandes, der von der SVP sowie von der Mehrheit
der FDP und CVP unterstützt wurde. Die Befürworter des Gegenentwurfs zweifelten an
den prognostizierten Steuerausfällen, weil diese Rechnung den volkswirtschaftlichen
Gesamtnutzen der Eigentumsförderung mit ihren kompensierenden Rückflüssen an die
öffentlichen Hände unterschätze. Die grosse Kammer folgte dem Aufruf von
Finanzminister Villiger, keine weiteren Steuergeschenke zu machen und die Sanierung

CONTRE-PROJET DIRECT À UNE INITIATIVE
POPULAIRE
DATE: 09.10.1998
URS BEER
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der Bundeskasse nicht zu gefährden, und lehnte den Gegenentwurf knapp mit 88 zu 81
Stimmen ab. In der Schlussabstimmung empfahl das Parlament (mit 104 zu 58 bzw. 29
zu 10 Stimmen) Volk und Ständen, die Hauseigentümer-Initiative abzulehnen. 13

Am 7. Februar kam die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes zur Abstimmung. Auf der Gegnerseite wurde vor der
Abstimmung durch den Mieterverband und den Gewerkschaftsbund eine intensive
Kampagne geführt. Der Mieterverband stellte in grossen Zeitungsinseraten die Fairness
der Vorlage in Frage. Der Eigenheimbesitzer sei nach dem geltenden Gesetz bereits
bevorzugt, weil er im Gegensatz zu den Mieterinnen und Mietern einen Teil der
Aufwendungen fürs Wohnen von den Steuern abziehen könne. Mit seiner Initiative wolle
nun der Hauseigentümerverband zusätzlich eine Reduktion des Eigenmietwertes und
damit ein weiteres Steuergeschenk erwirken. Auch die Parteileitung der SP empfahl die
Initiative einstimmig zur Ablehnung. Ein überparteiliches Komitee «Nein zur
Hauseigentümer-Initiative», welches durch die Ständeräte Zimmerli (svp, BE) und Beerli
(fdp, BE) präsidiert wurde und welchem über 100 Parlamentarier beigetreten waren,
warnte vor Steuererhöhungen und Kürzungen im Sozialbereich, die nach der Annahme
notwendig würden. Schützenhilfe erhielten die Gegner der Initiative auch durch
Bundesrat Villiger, der auf die enormen Steuerausfälle hinwies. Die kantonalen
Finanzdirektoren schlugen ebenfalls Alarm. Sie bezifferten die jährlichen Steuerausfälle
in neun untersuchten Kantonen insgesamt auf über CHF 500 Mio.

Auf der Befürworterseite machten sich in erster Linie Exponenten des
Hauseigentümerverbandes für die Initiative stark. Sie präsentierten eine Studie des
Basler Wirtschaftsprofessors Tobias Studer (erschienen im März 1997 im Auftrag des
HEV), wonach die Initiative zu einer starken Zunahme der privaten Bauinvestitionen und
damit zu Steuermehreinnahmen führen würde. Die SVP beschloss mit 235 zu 22
Stimmen – entgegen der Meinung ihrer Kantonalsektionen Graubünden, Jura und
Appenzell-Ausserrhoden – deutlich die Ja-Parole.

FDP und CVP taten sich schwer damit, eine Parole zu verabschieden. Die
Delegiertenversammlung der FDP spaltete sich in zwei fast gleich grosse Lager.
Bundesrat Kaspar Villiger und Parteipräsident Steinegger plädierten für die Nein-Parole,
weil die Initiative hauptsächlich jenen diene, die bereits Wohneigentum besässen und
sich hinter der Vorlage heimliche Subventionen in Milliardenhöhe verbergen würden.
Für die Initiative sprach Nationalrat Dettling (fdp, SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes. Zum Schluss obsiegten die Gegner mit 101 zu 83 Stimmen. In
der Folge fassten nicht weniger als 16 Kantonalsektionen die Ja-Parole. Das knappe Nein
wurde von Steinegger als Auftrag verstanden, nach erfolgreicher Sanierung der
Bundesfinanzen die allgemeinen Steuersätze zu senken. Die Parteispitze schlug den
Delegierten zudem vor, auf die Abschaffung des Eigenmietwertes bei gleichzeitiger
Streichung des Schuldzinsabzugs hinzuarbeiten. Die Abzüge für den Unterhaltsaufwand
hingegen sollen beibehalten werden. Die Parole der CVP, die an der
Delegiertenversammlung vom 17. Januar gefasst wurde, war im Vergleich zur FDP
deutlicher ausgefallen. Nationalrat Baumberger (cvp, ZH), seinerseits Vorstandsmitglied
des Hauseigentümerverbandes, versuchte seine Partei vergeblich für eine Zustimmung
zur Initiative zu gewinnen. Mit 215 gegen 68 stimmten die Delegierten gegen die
Annahme der Initiative und folgten damit dem Apell ihres Parteipräsidenten Durrer, an
den Beschlüssen des Runden Tisches zur Haushaltssanierung festzuhalten.

In der Abstimmung lehnte das Schweizer Stimmvolk die Initiative «Wohneigentum für
alle» mit 58,7% Neinstimmen ab. Nur die Kantone Aargau, Glarus und Schwyz hiessen
die Initiative gut. Am klarsten gegen die Vorlage gestimmt haben städtische Gebiete
(Basel-Stadt 79,4%), aber auch ländliche Kantone wie Uri oder Graubünden lehnten die
Initiative mit mehr als 60% Nein ab. Überdurchschnittlich stark fiel die Ablehnung auch
in der französischen Schweiz 

Eidgenössische Volksinitiative „Wohneigentum für alle“
Abstimmung vom 7. Februar 1999

Beteiligung: 38,2%
Ja: 721'717 (41,3%) / 3 Stände
Nein: 1'025'025 (58,7%) / 17 6/2 Stände

Parolen: 

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 07.02.1999
DANIEL BRÄNDLI
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– Ja: SVP (3*), FP, Lega, LP (3*), SD; Baumeisterverband, SGV, Bauernverband.
– Nein: SP, FDP (16*), CVP (2*), GP, LdU, EVP, PdA, EDU; SGB, VSA, Mieterinnen- und
Mieterverband, Hausverein Schweiz, CNG.
– Stimmfreigabe: Vorort
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 14

Eine nach der Abstimmung durchgeführte Befragung (Vox-Analyse) ergab, dass
Personen, die in einer Mietwohnung leben, die Initiative sehr deutlich abgelehnt haben
(24% Ja) und sie von Hauseigentümern relativ knapp (52%) angenommen worden ist.
Sehr deutlich fiel die Ablehnung auch bei den Sympathisanten der SP aus (22% Ja). Die
Anhängerschaft der FDP und der CVP war erwartungsgemäss gespalten, lehnten die
Initiative aber ebenfalls ab, während diejenigen, welche der in dieser Frage
geschlosseneren SVP nahe stehen, ihr relativ knapp (54%) zustimmten. Als wichtigstes
Argument wurde auf Befürworterseite das Eigeninteresse angeführt. Bei den Gegnern
wurden die einseitige Begünstigung einer Bevölkerungsgruppe und die Sorge um die
Bundesfinanzen etwa gleich oft genannt. 15

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 08.02.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Nationalrat wurde in der Dezembersession zwei parlamentarischen Initiativen der
CVP-Fraktion resp. von Hegetschweiler (fdp, ZH) (99.409) auf Antrag der WAK Folge
geleistet. Beide fordern die Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung. Ebenso
wurde eine Motion der FDP-Fraktion (99.3066) in dieser Angelegenheit gegen die
Stimmen der SP überwiesen. Nationalrat Strahm (sp, BE) führte an, dass die Abschaffung
der Eigenmietwertbesteuerung gepaart mit der Aufhebung des Abzuges der
Hypothekarzinsen auf selbstgenutztem Wohneigentum in der WAK von allen Mitgliedern
unterstützt worden sei. Umstritten sei allerdings der ebenfalls geforderte Abzug der
Unterhaltskosten, weil hier eine Bürokratisierung drohe. 16

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 20.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Nach der Ablehnung der Volksinitiative „Wohneigentum für alle“ wurde im Parlament
eine breite Debatte über den Eigenmietwert geführt. In der Wintersession hatte der
Ständerat drei Vorstösse dazu zu beraten. Die parlamentarische Initiative Maissen (cvp,
GR), die bereits im vorigen Jahr eingereicht worden war, verlangte die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung bei gleichzeitiger Neuregelung der Hypothekarzinsabzüge.
Solche sollten nach dem Begehren nur noch in den ersten zehn bis 15 Jahren nach
Erwerb für selbstbewohntes Eigentum möglich sein. Für Mietobjekte sollten sie aber
weiterhin aufrechterhalten werden. Die Unterhaltspauschale sollte in einem geringeren
Ausmass, als es die Hauseigentümer-Initiative gefordert hatte, weiterhin gewährt
werden. Die Neuregelung sei schliesslich während einer Übergangszeit von zwölf Jahren
schrittweise einzuführen. Der Initiative wurde auf Anraten seiner WAK vom Ständerat
Folge geleistet. Ebenfalls einen Erfolg zu verzeichnen hatte die parlamentarische
Initiative Bisig (fdp, SZ) (99.413), die auch eine Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung unter gleichzeitiger Aufgabe der Hypothekarzinsabzüge bei
selbstbewohntem Eigentum forderte. Darüber hinaus will das Begehren zur Förderung
des Ersterwerbes ein steuerlich begünstigtes Bausparen einführen. Ferner wird für
Ersterwerber während einer grosszügig bemessenen Dauer ein degressiv ausgestalteter
Hypothekarzinsabzug gefordert. Eine parlamentarische Initiative Büttiker (fdp, SO)
verlangte, dass es den Kantonen frei überlassen werden solle, bei gebundenen
Bausparrücklagen den aufgelaufenen Zins von der Einkommenssteuer und das
Sparkapital von der Vermögenssteuer zu befreien. Auch dieser Vorlage wurde auf
Anraten der WAK Folge gegeben. Ein Vorstoss im Nationalrat, die parlamentarische
Initiative Gysin (fdp, BL) (98.455), forderte, das Bundesgesetz über die direkten Steuern
der Kantone und Gemeinden dahingehend zu ändern, dass es den Kantonen zukünftig
frei gestellt werde, gebundene Bausparrücklagen, die geäufnet werden, um erstmalig
ausschliesslich und dauernd selbstbenutztes Wohneigentum in der Schweiz zu
beschaffen, bis zu einem bestimmten Betrag von der Steuer zu befreien. Der Initiative
wurde gegen den Widerstand der SP Folge geleistet. 17

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.12.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Im Ständerat scheiterte die Standesinitiative des Kantons Aargau für eine tiefere
Bewertung des selbstgenutzten Wohneigentums mit 18 zu 17 Stimmen ganz knapp. Die
WAK hatte in ihrem Bericht darauf hingewiesen, dass der Föderalismus in Sachen
Steuern auch Grenzen habe, vor allem dann, wenn ein Kanton in erster Linie potente
Steuerzahler anlocken wolle. Die Kommission empfahl mit sechs zu einer Stimme, der
Standesinitiative nicht Folge zu leisten. Bundesrat Villiger kritisierte die zahlreichen
Vorstösse zur Wohneigentumsförderung in beiden Räten. Er betonte, er habe sein
Versprechen gehalten und nach der Verwerfung der Volksinitiative «Wohneigentum für
alle» im März eine Expertenkommission zur Prüfung eines Systemwechsels in der
Wohneigentumsbesteuerung eingesetzt, in der auch die Anliegen der Kantone vertreten
seien. Das Instrument der parlamentarischen Initiative oder der Standesinitiative werde
ja eingesetzt, wenn der Bundesrat nicht handle. Das sei aber hier nicht der Fall. 18

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 21.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Januar hat der Bundesrat im Auftrag der WAK-NR das Vernehmlassungsverfahren
über eine Gesetzesvorlage zum Bausparen eröffnet. Die Vorlage will es den Kantonen
ermöglichen, in ihren Steuergesetzen das Bausparen nach baselländischem Modell zu
fördern. Dieses Modell wäre nach dem Ablaufen der achtjährigen Übergangsphase zur
Umsetzung des 1993 beschlossenen Steuerharmonisierungsgesetzes nicht mehr
zugelassen. FDP-Nationalrat Gysin (BL), der mit einer parlamentarischen Initiative die
Revision initiiert hatte (98.455), zeigte sich aber enttäuscht über den bundesrätlichen
Vernehmlassungsentwurf. Seiner Meinung nach wurde darin der WAK-Entwurf
ungenügend berücksichtigt: Anstatt eines nach sechs Grundsatzfragen ausgerichteten
Fragebogens hat der Bundesrat einen umfangreicheren Bogen an die
Interessenvertreter verschickt, welcher nach Auffassung Gysins teilweise
widersprüchlich und sachunrichtig war. Er warf dem Bundesrat deshalb vor, eine
negative Grundstimmung zu schüren und einen von beiden Kommissions- und
Ratsmehrheiten getragenen Vorstoss schikanös zu behandeln. Das Ergebnis der
Vernehmlassung erbrachte grosse Zustimmung von bürgerlicher Seite und eine
Ablehnung von Seiten der SP und der meisten Kantone. Die kantonalen
Finanzdirektoren stellten sich der Revision ebenfalls in den Weg. 19

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.04.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im April legte die vom Bundesrat eingesetzte Expertenkommission zur Überprüfung
eines allfälligen Systemwechsels bei der Wohneigentumsbesteuerung ihren Bericht
vor. Die Kommission favorisierte die Aufhebung der Eigenmietwertbesteuerung und den
gleichzeitigen Wegfall der Abzüge für Unterhaltskosten und Schuldzinsen. Da
hochverschuldete Wohneigentümer von einem Systemwechsel eher negativ betroffen
wären, schlug die Kommission eine zeitlich begrenzte Fortführung des
Schuldzinsabzugs vor. Mit einem maximalen Abzug von CHF 10'000 im ersten Jahr und
einer linearen Absenkung auf CHF 1'000 im zehnten Jahr würde sich der Systemwechsel
für den Bund dennoch ertragsneutral auswirken. In Tourismusgebieten könnten
allerdings massive steuerbedingte Mindereinnahmen entstehen. Aus diesem Grund
empfahl die Kommission die Einführung einer Sondersteuer auf Zweitwohnungen.

Die WAK des Nationalrats wollte nicht auf die bundesrätliche Vorlage warten und
erarbeitete ein eigenes Modell. Innerhalb der Kommission sprach sich die Linke für
eine kostenneutrale Revision aus. Die Bürgerlichen waren in dieser Frage gespalten.
Mehrheitlich bevorzugten sie eine Variante mit moderaten Steuereinbussen. Eine
bürgerliche Minderheit hielt jedoch sowohl am Schuldzins- als auch am
Unterhaltskostenabzug fest. Diese Variante entspricht faktisch der im Vorjahr vom Volk
abgelehnten Wohneigentumsinitiative und würde bei Bund und Kantonen zu
Mindereinnahmen von über einer Mrd. Fr. führen. Die Mehrheit der WAK sprach sich
schliesslich für einen Systemwechsel mit Unterhaltskostenabzug aus. Diese Variante
würde beim Bund Steuerausfälle von CHF 120 bis 150 Mio. und bei den Kantonen solche
von CHF 240 bis 450 Mio. verursachen. Neuerwerber sollten ausserdem während 15
Jahren in den Genuss eines vollen Schuldzinsabzugs kommen. Weiter wollte die WAK
eine 12jährige Übergangsfrist einführen, während der die Eigentümer das für sie
günstigere Modell wählen könnten. 20

RAPPORT
DATE: 10.05.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Nationalrat Widrig (cvp, SG) eine
Präzisierung der Verrechnungssteuer auf Erneuerungsfonds von
Stockwerkeigentümer-Gemeinschaften. Entgegen der früheren Praxis hatte die Eidg.
Steuerverwaltung 1995 per Kreisschreiben verfügt, dass eine Rückerstattung der
Verrechnungssteuer nicht mehr von der Stockwerkeigentümer-Gemeinschaft, sondern
ausschliesslich von den einzelnen Stockwerkeigentümern selbst geltend gemacht
werden kann. Der Initiant bemängelte, die einzelnen Stockwerkeigentümer seien
rechtlich gar nicht zur Rückerstattung legitimiert, da sie nicht über die
Nutzungsberechtigung am entsprechenden Vermögen verfügen. Stockwerkeigentümer-
Gemeinschaften sollten daher wieder in den Genuss eines eigenständigen
Rückerstattungsanspruchs kommen. Die Räte folgten dem Antrag ihrer WAK und
präzisierten das Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer (VStG) im Sinne des
Initianten. 21

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 23.06.2000
DANIEL BRÄNDLI

Das Finanzdepartement veröffentlichte die Vernehmlassungsunterlagen zur Revision
der Wohneigentumsbesteuerung. Der bundesrätliche Vorschlag stützte sich auf die
Empfehlungen der Expertenkommission und beantragte die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung bei einem Wegfall der Schuldzins- und
Unterhaltskostenabzüge. Bundesrat Villiger liess verlauten, nach dem deutlichen Nein
zur Hauseigentümerinitiative sei lediglich eine aufkommensneutrale Reform denkbar.
Mit Ausnahme des SGB sprachen sich alle interessierten Organisationen für den
Systemwechsel aus. Allerdings wollten die SP und der Mieterverband nur eine
kostenneutrale Variante unterstützen, wohingegen der SHEV und die bürgerlichen
Parteien mit deutlichen Steuerermässigungen rechneten. Der SHEV kritisierte in erster
Linie die vorgesehene Streichung des Unterhaltskostenabzugs. Dadurch würden
wichtige Anreize zum Erhalt der Bausubstanz wegfallen. SHEV-Präsident Dettling drohte
im August mit einer neuen Initiative, sollten Bundesrat und Parlament die
Wohneigentumsförderung beschneiden. Bei den Kantonen herrschte ein
uneinheitliches Bild. Der Systemwechsel wurde von elf Kantonen abgelehnt und von
fünfzehn begrüsst.

In einem Grundsatzentscheid sprach sich der Bundesrat im Oktober für eine
Streichung des Unterhaltskostenabzugs aus. Entgegen seiner Ankündigung hat er aber
die Botschaft nicht verabschiedet. Bundesrat Villiger erklärte anlässlich der
Budgetberatung im Parlament, die Gefahr eines Konjunkturabschwungs habe einen
Aufschub notwendig gemacht. 22

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 29.11.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Februar präsentierte der Bundesrat im Rahmen der Botschaft zum „Steuerpaket
2001“ seinen Vorschlag zur Revision der Wohneigentumsbesteuerung. Er hielt sich an
seine Vernehmlassungsvorlage des Vorjahres und sprach sich für den Verzicht auf die
Besteuerung des Eigenmietwerts und somit für einen Systemwechsel aus. Schuldzinsen
sollten nur noch während der ersten zehn Jahre nach dem Erwerb und
Unterhaltskosten nur noch limitiert von den Steuern abgezogen werden können.
Ausserdem wäre bis zum 45. Altersjahr eine steuerbegünstigte Bauspareinlage im
Rahmen der Säule 3a zugelassen. Damit sich die Hauseigentümerinnen und -eigentümer
auf den Systemwechsel vorbereiten könnten, sollte das neue System erst 2008 in Kraft
treten. Um insbesondere in den Tourismuskantonen die durch die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung bedingten Ausfälle kompensieren zu können, würde auf
kantonaler Ebene eine Zweitwohnsteuer eingeführt. Diese Massnahmen würden die
Hauseigentümer pro Jahr etwa um CHF 100 Mio. entlasten. 23

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.02.2001
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession mit dem Geschäft. Entgegen ihrem
im Vorjahr ausgearbeiteten Modell hielt die Mehrheit der WAK den vom Bundesrat
vorgeschlagenen Systemwechsel nun nicht mehr für notwendig und beantragte lediglich
Korrekturen am geltenden System. Sie wollte den Eigenmietwert generell auf 60% des
Marktwerts festsetzen und ein Bausparmodell nach Baselbieter Muster einführen. Die
SP-Fraktion war zwar für einen Systemwechsel, nicht aber für massive
Steuererleichterungen für die Hauseigentümer; sie sprach sich zuerst für
Nichteintreten aus. Knapp durchsetzen konnte sich schliesslich, dank der
Unterstützung der SP und der GP, die CVP, welche den vom Bundesrat beantragten
Systemwechsel unterstützte. In der Detailberatung sprach sich der Nationalrat gegen
den Widerstand der Linken für höhere Abzüge aus als der Bundesrat vorgeschlagen
hatte. Unterhaltskosten sollten bereits ab CHF 4'000 (Bundesrat CHF 5'000) und

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.12.2001
MAGDALENA BERNATH
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Schuldzinsen für Ersterwerbende im Betrag von CHF 15'000 für Verheiratete bzw. CHF
7'500 für Alleinstehende abgezogen werden können. Bundesrat Villiger plädierte
vergeblich dafür, angesichts des prekären Zustandes der Bundeskasse und im Hinblick
auf die Gleichbehandlung mit den Mietern mehr Vernunft und Mass walten zu lassen.
Trotzdem stimmte die grosse Kammer für die Einführung eines Bausparmodells nach
basellandschaftlichem Muster. Dieses erlaubt Steuerpflichtigen unter 45 Jahren,
während höchstens 10 Jahren bis zu CHF 12'000 (Verheiratete CHF 24'000) jährlich auf
ein Bausparkonto zu überweisen und von der Steuer abzuziehen. Nur bezüglich der
Übergangsfrist folgte der Rat dem Bundesrat. In der Gesamtabstimmung hiess er die
Vorlage mit 75:60 Stimmen bei 18 Enthaltungen gut; die SP und die Grünen hatten
geschlossen dagegen gestimmt. Im Anschluss daran schrieb der Nationalrat die
parlamentarischen Initiativen Gysin(fdp, BL) von 1998 zum Bausparen (98.455),
Hegetschweiler (fdp, ZH) zur Besteuerung des Eigenmietwerts (99.409) und die der
CVP-Fraktion zur Wohneigentumsförderung (98.457) ab. Nachdem bereits die kleine
Kammer die Standesinitiative des Kantons Aargau für eine tiefere Bewertung des
selbstgenutzten Wohneigentums (99.300) abgelehnt hatte, schloss sich ihr der
Nationalrat an.

Durch die Anpassungen des Nationalrats steigen die Ausfälle gegenüber dem
bundesrätlichen Vorschlag (CHF 90 Mio.) auf CHF 280 Mio. an. Dazu kommen noch rund
CHF 50 Mio. für das Bausparmodell. Bezüglich der Auswirkungen auf die Kantone
nannte der Bundesrat als Antwort auf die Interpellation von Nationalrat Zanetti (sp, SO)
(01.3519) zusätzliche Mindereinnahmen bei ihrem Anteil an der direkten Bundessteuer
von CHF 65 Mio. (der Vorschlag des Bundesrates sah einen Ausfall von CHF 35 Mio. vor).
Dazu kommen noch nicht bezifferbare, aber erhebliche Mindererträge bei den Staats-
und Gemeindesteuern. In ihren ersten Beschlüssen korrigierte die WAK des Ständerats
die Entscheide des Nationalrats wieder nach unten und sah geringere
Einnahmeausfälle vor. 24

Um Druck auf die parlamentarischen Beratungen zu machen, gab der Schweizerische
Hauseigentümerverband im Sommer bekannt, er plane die Lancierung zweier
Volksinitiativen: Die eine verlange ein Bausparmodell à la Baselland, die andere solle
den Hausbesitzern spürbare steuerliche Erleichterungen bringen. Den definitiven
Entscheid über die Initiativen wolle der Verband nächsten Frühling fällen, wenn
feststünde, inwieweit seine Forderungen im „Steuerpaket 2001“ berücksichtigt worden
sind. 25

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 01.07.2002
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession lehnte der Ständerat einen Systemwechsel bei der
Wohneigentumsbesteuerung ab und schuf damit eine gewichtige Differenz zum
Nationalrat. In der Eintretensdebatte beantragte Kommissionssprecher Schiesser (fdp,
GL), die Eigenmietwertbesteuerung nicht abzuschaffen und damit auf einen
Systemwechsel zu verzichten. Stattdessen solle die Eigenmietwertbesteuerung im
Rahmen der geltenden Ordnung optimiert werden. Konkret beantragte er eine
Reduktion des Eigenmietwerts auf 60% des Marktwerts, eine griffige Härtefallregelung
und die Einführung eines Bausparmodells. Der vom Nationalrat im Vorjahr beschlossene
Systemwechsel löse zwar das Problem der gerechten Festlegung des Eigenmietwerts,
und das Schuldenmachen werde nicht mehr belohnt, doch erfordere er für
Ersterwerber Abfederungen, die vermutlich mehr kosteten, als vom Bundesrat
veranschlagt. Deshalb sei die geltende Ordnung mit der Möglichkeit des unbegrenzten
Abzugs der Schuldzinsen und der Unterhaltskosten einem Systemwechsel vorzuziehen.
Leuenberger (sp, SO) plädierte für Nichteintreten, da die zusätzlichen
Steuererleichterungen – nach den Entlastungen bei der Familienbesteuerung – für den
Bund nicht finanzierbar seien. Namens der CVP-Fraktion forderte David (cvp, SG)
sowohl eine steuerliche Entlastung der Familien als auch eine Entlastung des
Wohneigentums und damit einen Systemwechsel. Bundesrat Villiger hielt einen
Systemwechsel nicht für zwingend, doch sei das heutige System nicht gerecht, weil es
Begüterte, wenn sie die Abzugsmöglichkeiten geschickt nutzten, deutlich bevorzuge.
Der Rat trat auf die Vorlage ein und lehnte mit 23:13 Stimmen den Antrag David und
damit den Systemwechsel ab. In der Detailberatung folgte die kleine Kammer
grossmehrheitlich den Anträgen ihrer WAK: Sie beschloss eine Reduktion des
Eigenmietwerts auf 60% des Marktmietwerts und lehnte einen Antrag Plattner (sp, BS)
und die Empfehlung des Bundesrats, der nur auf zwei Drittel des Marktwerts
hinuntergehen wollte, ab. Anschliessend setzte sich eine Minderheit Dettling (fdp, SZ)
durch, die in Härtefällen den Eigenmietwert bis zur Hälfte herabsetzen wollte – die

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.12.2002
MAGDALENA BERNATH
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Kommissionsmehrheit hatte nur bis zu zwei Drittel zugestehen wollen. Die maximale
Höhe der abziehbaren Schuldzinsen wurde unverändert aus der alten Regelung
übernommen (Vermögensertrag plus CHF 50'000). Beim Bausparen folgte die kleine
Kammer dem Vorschlag des Bundesrats und lehnte das basellandschaftliche Modell, das
der Nationalrat favorisiert hatte, ab. Zusätzlich wurde die Behandlungsfrist der
Parlamentarischen Initiativen Bisig (99.413), Büttiker (99.412) und Maissen (98.458) um
zwei Jahre verlängert. In der Wintersession hielt der Nationalrat auf Antrag seiner
Kommission gegen die Stimmen der FDP und der SVP an der Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung fest. Gegen die Stimmen der Grünen und der SP bekräftigte
er auch seinen Entscheid für das basellandschaftliche Modell des Bausparens. 26

Im Frühjahr hielt der Ständerat bei der Wohneigentumsbesteuerung an seiner Absicht
fest, den Eigenmietwert auf 60% des Marktwerts zur reduzieren; der Nationalrat
hingegen beharrte auf der Aufhebung der Eigentumsbesteuerung. In der letzten Runde
des Differenzbereinigungsverfahrens schloss sich die kleine Kammer mit 23:20
Stimmen der Version des Nationalrats an und entschied sich für den Systemwechsel bei
der Eigenmietwertbesteuerung; die Mehrheit des Ständerates hatte das Risiko einer
Nulllösung bei der Einigungskonferenz oder eines Scheiterns des ganzen Steuerpakets
nicht eingehen wollen. Der anschliessende Ordnungsantrag von Kommissionspräsident
Schiesser(fdp, GL), das Geschäft nach diesem Grundsatzentscheid an die Kommission
zurückzuweisen, um die finanzpolitischen Auswirkungen zu überprüfen, wurde knapp
abgelehnt. Bei den Liegenschaftskosten schloss sich die kleine Kammer der
nationalrätlichen Variante an und nahm im Vergleich zum Bundesrat zusätzliche
Steuerausfälle von CHF 70 Mio. in Kauf. Beim Schuldzinsabzug folgte sie der Vorlage des
Bundesrats, ebenfalls beim Bausparen, wo sie sich, mit Stichentscheid des Präsidenten,
für das Modell im Rahmen der Säule 3a aussprach – der Nationalrat hatte das
basellandschaftliche Modell vorgezogen.
In der Einigungskonferenz setzten sich die nationalrätlichen Positionen durch:
Schuldenabzüge für Ersterwerber von CHF 7'500 für Einzelpersonen resp. CHF 15'000
für Ehepaare, Bausparen nach dem basellandschaftlichen Modell sowie Inkrafttreten
des Systemwechsels auf 2008. Im Nationalrat plädierte SP-Fraktionschefin Fässler (SG)
vergeblich für die Ablehnung des Antrags der Einigungskonferenz. Das Steuerpaket habe
Entlastungen für Familien mit Kindern versprochen. Die Steuererleichterungen von CHF
1,2 Mrd. kämen jedoch zu zwei Dritteln jenen rund 10% der Haushalte zugute, die über
mehr als CHF 100'000 steuerbares Einkommen verfügen, also genau jenen Personen,
die nicht darauf angewiesen seien. Finanzminister Villiger hielt fest, dass der Bundesrat
den Systemwechsel weg vom Eigenmietwert befürwortet habe. Die zusätzlichen
Abzugsmöglichkeiten seien aber finanzpolitisch übertrieben und von der
Steuergerechtigkeit her fragwürdig. Diesen Teil des Steuerpakets könne der Bundesrat
nicht mittragen. Beide Räte nahmen den Antrag der Einigungskonferenz an. Das
Steuerpaket passierte die Schlussabstimmung im Nationalrat mit 97:69 Stimmen (gegen
die Voten von SP, Grünen und EVP), der Ständerat verabschiedete die Vorlage unter
Namensaufruf mit 30:13 Stimmen und 2 Enthaltungen. 27

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 20.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Der Schweizerische Hauseigentümerverband zeigte sich über das Ja des Parlaments
zum Steuerpaket befriedigt und sistierte die geplante Lancierung eigener
Volksinitiativen im Bereich des Bausparens und der Eigenmietwertbesteuerung. Die
kantonalen Finanzdirektoren hingegen lehnten die Steuerreform ab. Einen reinen
Systemwechsel hätten sie unterstützt, nicht jedoch das nun vorliegende Modell, das
trotz Abschaffung des Eigenmietwerts weiterhin grosszügige Abzüge für
Unterhaltskosten und Schuldzinsen erlaubt. Die entsprechenden Steuerausfälle seien
für die Kantone nicht tragbar. In der Folge reichten die Regierungen resp. Parlamente
von Bern, Graubünden, Solothurn, Basel-Stadt, Glarus, Jura, Schaffhausen, Wallis,
Obwalden, Sankt Gallen und Waadt erstmals in der Geschichte des Bundesstaates ein
Kantonsreferendum ein. Da das Zustandekommen des Kantonsreferendums bis im
September unklar war, reichte ein links-grünes Komitee ebenfalls das Referendum
gegen das Steuerpaket ein. 28

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.10.2003
MAGDALENA BERNATH
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Am 16. Mai 2004 entschied das Volk über das Steuerpaket. Insbesondere aufgrund der
befürchteten Einbussen bei der Wohneigentumsbesteuerung sprachen sich neben den
elf Kantonen (BS, BE, GL, GR, JU, OW, SG, SH, SO, VD, VS), welche erstmals seit 1874 das
Standesreferendum ergriffen hatten, auch neun weitere für die Ablehnung der Vorlage
aus. Linke und Grüne, welche ebenfalls das Referendum ergriffen hatten,
Gewerkschaften und der Schweizerische Mieterverband gaben die Nein-Parole heraus.
Zur Befürworterseite zählten die FDP und die SVP sowie die Wirtschafts- und
Arbeitgeberverbände und der Schweizerische Hauseigentümerverband. Auch die CVP
befürwortete das Steuerpaket, allerdings hatten viele Kantonalsektionen die Nein-
Parole herausgegeben. 29

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 15.05.2004
MAGDALENA BERNATH

Bei einer hohen Stimmbeteiligung von 50,8% verwarf das Volk das Steuerpaket mit
65,9% Nein- Stimmen. Lediglich in den drei Bezirken Meilen (ZH), Höfe (SZ) und
Rheintal (SG) waren Ja-Mehrheiten zustande gekommen. Gemäss der Vox-Analyse
lehnten Frauen, die städtische Bevölkerung und Personen mit niedrigem Einkommen
die Vorlage noch deutlicher ab als Männer, die Landbevölkerung und Personen mit
höherem Haushaltseinkommen. Obwohl die Wohneigentümer weniger negativ
eingestellt waren, stimmten auch sie mehrheitlich dagegen. Ausschlaggebend für das
Stimmverhalten waren die Parteiverbundenheit und die Einstufung auf der Links-
Rechts-Achse: Unter den Befragten, welche Sympathien für die SVP bekundeten,
nahmen 52%, bei der FDP 58% das Steuerpaket an, bei der SP stiess es auf massive
Ablehnung (17% Ja). Ein differenzierteres Bild zeigte sich bei der CVP, wo lediglich 31%
der Befragten, die der CVP nahe standen, das Steuerpaket gemäss der nationalen
Parteiparole annahmen (9 kantonale Sektionen hatten die Nein-Parole herausgegeben).
Diese Tendenz zur Polarisierung zwischen den Parteien bestätigte sich durch die
Positionierung der Befragten auf einer Links-Rechts-Achse: Je weiter links sich die
Befragten auf der Achse einstuften, desto stärker fiel die Ablehnung des Steuerpakets
aus, je weiter rechts die Einstufung, desto stärker die Zustimmung. Aus der
Untersuchung der Stimmmotive ging hervor, dass nach Auffassung der Gegnerinnen und
Gegner das Steuerpaket zu stark den gut Verdienenden zugute kam und zu viele
unterschiedliche Massnahmen enthielt.
Da das Steuerpaket in der Volksabstimmung gescheitert war, verlängerte der SR die
Frist zur Behandlung der pa. Iv. Maissen (cvp, GR) zur Wohneigentumsförderung (pa.Iv.
Maissen, 98.458), Büttiker (fdp, SO) zum Bausparen (pa.Iv.Büttiker, 99.412) und Bisig
(fdp, SZ) zur Besteuerung des Eigenmietwertes um zwei Jahre (pa.Iv. Bisig, 99.413). Zum
Bausparen nach dem basellandschaftlichen Modell siehe auch die Antwort des BR auf
die Anfrage Baader (svp, BL) (Anfrage Baader, 04.1087).

Steuerpaket (inkl. Wohneigentumsbesteuerung)
Abstimmung vom 16. Mai 2004

Beteiligung: 50,8%
Ja: 821 475 (34,1%)
Nein: 1 585 910 (65,9%)

Parolen:– Ja: CVP (9*), FDP (1*), SVP (1*), LP, EDU, FP, Lega; economiesuisse, SGV, ZSA,
Hauseigentümerverband, Gemeindeverband.
– Nein: SP, GP, CSP, EVP, PdA, SD; SGB, Travail.Suisse, Mieterverband, Städteverband,
Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren. 
– Stimmfreigabe: SBV
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen
</div> 30

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 29.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Die grosse Kammer überwies eine Motion Schwander (svp, SZ), welche bezüglich der
Rückforderung der Verrechnungssteuer die Gleichstellung von Miteigentümer- mit
Stockwerkgemeinschaften verlangt. Verworfen wurde eine parlamentarische Initiative
Kiener Nellen (sp, BE) betreffend Vorkaufsrecht für Mieterinnen und Mieter von
Wohnungen. 31

MOTION
DATE: 08.03.2006
MAGDALENA BERNATH
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Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Hegetschweiler (fdp, ZH) im
Vorprüfungsverfahren Folge. Sie will Erwerbern einer Ersatzliegenschaft nicht nur
Steuererleichterungen gewähren, wenn das neue Eigentum teurer ist als das bisher
bewohnte, sondern auch, wenn es günstiger ist. Die Ratsmehrheit wollte damit
einerseits die Mobilität der Arbeitnehmenden fördern, andererseits älteren und allein
stehenden Personen einen steuerlichen Anreiz geben, in kleinere Haushalte
umzuziehen und ihr bisheriges Wohneigentum jungen Familien zur Verfügung zu
stellen. 32

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 09.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative Aeschbacher (evp, ZH) im
Vorprüfungsverfahren ab, welche sowohl Eigenmietwert als auch Zinskostenabzüge
abschaffen wollte. Der Vorstoss fördere das Wohneigentum nicht, da die zusätzliche
steuerliche Belastung, welche die im Begehren vorgesehene vollständige Aufhebung der
Abzugsmöglichkeiten für Schuldzinsen und Unterhaltskosten mit sich brächte, den
Wegfall der Eigenmietwertbesteuerung bei weitem nicht ausgleiche. 33

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Gegen den Antrag des Bundesrats überwies die kleine Kammer mit 20:18 Stimmen eine
Motion Kuprecht (svp, SZ), welche die Eigenmietwertbesteuerung von selbst genutztem
Wohnraum aufheben will. Schuldzinsen und Unterhaltsarbeiten sollen jedoch in
beschränktem Ausmass abzugsberechtigt bleiben, damit ältere Wohneigentümer
weiterhin ihre Liegenschaft bewohnen können. Die Besteuerung des Eigenmietwerts
stehe der Abtragung von Schulden entgegen, da die Reduktion des Schuldzinsabzuges
automatisch einen höheren Steuerbetrag auslöst. Der Bundesrat teilte die Auffassung,
dass dem Wohneigentum für die Altersvorsorge eine wichtige Bedeutung zukomme.
Daher sei es zulässig, den Eigenmietwert tiefer anzusetzen als den Mietzins für ein
vergleichbares Objekt. Zu tiefe Eigenmietwerte benachteiligten jedoch die Mieter.
Betreffend Wohneigentumsbesteuerung wurden zwei parlamentarische Initiativen
Maissen (cvp, GR) und Bisig (fpd, SZ) und eine Motion der FDP-Fraktion abgeschrieben
resp. abgelehnt. 34

MOTION
DATE: 20.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Au contraire du Conseil national l’année précédente, le Conseil des Etats a rejeté la
motion Schwander (udc, SZ) visant à octroyer aux simples communautés de
copropriétaires le droit au remboursement de l’impôt anticipé dont bénéficient
actuellement les communautés de copropriétaires par étage. Suivant les considérations
de sa CER, la Chambre haute a estimé que, ces deux formes de copropriété relevant de
législations distinctes, il n’y avait pas lieu de les soumettre au même régime. Elle a de
plus jugé que la mesure proposée contredisait les efforts accomplis ces dernières
années afin de simplifier le prélèvement de l’impôt anticipé. 35

MOTION
DATE: 06.03.2007
NICOLAS FREYMOND

En août de l’année sous revue, l’Association suisse des propriétaires (HEV) a lancé la
récolte de signatures pour ses « initiatives jumelles » en faveur respectivement de
l’introduction d’une épargne-logement fiscalement déductible et de la suppression de
l’imposition sur la valeur locative du logement habité par son propriétaire. 36

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 08.08.2007
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil des Etats, le Conseil national a décidé, par 82 voix contre 68, de
transmettre au Conseil fédéral la motion Kuprecht (udc, SZ) en faveur de la suppression
de l’imposition de la valeur locative du logement habité par son propriétaire. Bien que
maintenues, les déductions des intérêts hypothécaires et des frais d’entretien verront
leur niveau baisser. La gauche s’est vainement opposée à cette mesure en dénonçant le
privilège ainsi accordé aux propriétaires par rapport aux locataires. La Chambre basse a
par contre rejeté, par 108 voix contre 68, une motion Fässler-Osterwalder (ps, SG)
visant à remplacer les déductions fortaitaires pour les frais d’entretiens d’immeubles
par une déduction selon les frais effectifs et à introduire un plafond pour ce type de
déductions. Le Conseil national a également rejeté, par 114 voix contre 64, un postulat
Leutenegger Oberholzer (ps, BL) demandant au Conseil fédéral de présenter un rapport
sur les taux cantonaux d’imposition de la valeur locative et de proposer des mesures
législatives pour réduire les disparités constatées. 37

MOTION
DATE: 25.09.2007
NICOLAS FREYMOND
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Lors de la session de printemps, le Conseil des Etats a procédé à l’examen préalable de
l’initiative parlementaire Hegetschweiler (prd, ZH) visant à garantir l’octroi d’un
allégement fiscal aux particuliers qui vendent leur logement afin d’en acheter un
nouveau, que celui-ci soit plus cher ou meilleur marché que le précédent. Pour rappel,
cette modification de la loi sur l’harmonisation des impôts directs des cantons et des
communes (LHID) doit corriger la jurisprudence récente du Tribunal fédéral, qui exclut
tout allégement dans les cas où la nouvelle propriété est moins chère que la
précédente. Par 16 voix contre 15, la Chambre haute a suivi sa commission de
l’économie et des redevances (CER-CE) et décidé de ne pas donner suite à l’initiative
estimant qu’elle engendrerait une complexification excessive du système fiscal par la
possibilité offerte de différer de plusieurs années l’imposition des gains immobiliers
réalisés lors de la vente d’un bien en cas de réutilisation partielle du produit de ladite
vente. Le Conseil national ayant réitéré son soutien à la réforme proposée, l’objet est
retourné au Conseil des Etats en fin d’année. La Chambre des cantons s’est finalement
ralliée, par 24 voix contre 12, à celle du peuple à la faveur d’un vote compact des élus
bourgeois. 38

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 04.12.2007
NICOLAS FREYMOND

Les Chambres ont été saisies d’une initiative du canton de Bâle-Campagne visant à
modifier la LHID de sorte à autoriser les cantons à introduire une épargne-logement
fiscalement déductible. Ce type d’incitation fiscale à l’accès à la propritété existe déjà
dans le canton de Bâle-Campagne depuis plusieurs années en vertu d’une disposition
transitoire de la LHID. Or, cette disposition est caduque depuis fin 2004 et la révision
législative censée la réintroduire dans la loi figurait dans le Paquet fiscal rejeté par le
peuple en mai 2004. Par conséquent, l’initiative vise à créer la base légale nécessaire à
la poursuite de la pratique bâloise. Sur proposition de sa CER, le Conseil des Etats a
décidé, par 21 voix contre 15, de ne pas donner suite à l’initiative au motif qu’elle viole
la norme constitutionnelle relative à l’harmonisation fiscale formelle dans la mesure où
la nouvelle disposition introduirait une disharmonisation entre la fiscalité fédérale et
les fiscalités cantonales, d’une part, et entre les fiscalités cantonales, de l’autre. La
Chambre haute a en outre estimé que l’introduction de cette nouvelle déduction allait
à l’encontre des efforts consentis pour la simplification du système fiscal. Enfin, elle a
rappelé l’existence d’instruments efficaces en faveur de l’accès à la propriété (2ème
pilier et pilier 3a). A l’inverse, le Conseil national a décidé, par 98 voix contre 65, de
donner suite à l’initiative, jugeant que l’instrument de l’épargne-logement fiscalement
déductible compléterait efficacement les moyens existants. En fin d’année, le Conseil
des Etats a réitéré sa décision, par 22 voix contre 15, scellant définitivement le sort de
l’initiative. Les Chambres ont également procédé à l’examen préalable des initiatives
parlementaires Hans Rudolf Gysin (prd, BL), Jermann (pdc, BL) et groupe UDC allant
dans le même sens que l’initiative cantonale. Le désaccord entre le Conseil national et
le Conseil des Etats s’est répété à l’identique. 39

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 04.12.2007
NICOLAS FREYMOND

Nachdem im Vorjahr der Ständerat die drei parlamentarischen Initiativen zur
Förderung des steuerlich begünstigten Bausparens zum zweiten Mal abgelehnt hatte,
befasste sich in der Frühjahrssession wieder der Nationalrat damit. Die drei Vorstösse
der SVP-Fraktion, von Gysin (fdp, BL) resp. von Jermann (cvp, BL) aus dem Jahr 2004
verlangten, dass das Steuerharmonisierungsgesetz so zu ändern ist, dass die Kantone
das steuerprivilegierte Bausparen nach dem Modell des Kantons Basel-Land einführen
resp. beibehalten dürfen (pa.Iv. 04.446; 04.448; 04.475). Gegen den Widerstand der SP
und der GP, welche die Vorlage weiterhin als eine Steuerprivilegierung der Reichen
bezeichneten, entschied sich der Nationalrat noch einmal dafür, diesen
parlamentarischen Initiativen Folge zu geben. Mit relativ knappen Mehrheiten lehnte sie
der Ständerat aber auch ein drittes Mal und damit endgültig ab. 40

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.03.2008
HANS HIRTER

Im September reichte die Schweizerische Gesellschaft zur Förderung des Bausparens
die Volksinitiative „für ein steuerlich begünstigtes Bausparen zum Erwerb von selbst
genutztem Wohneigentum und zur Finanzierung von baulichen Energiespar- und
Umweltschutzmassnahmen (Bauspar-Initiative)“ mit 142'000 Unterschriften ein. 41

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 29.09.2008
HANS HIRTER
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Gegen den Widerstand der Linken stimmte der Nationalrat der Abschaffung der so
genannten Dumont-Praxis zu. Auslöser war eine parlamentarische Initiative Müller (fdp,
AG) aus dem Jahr 2004 gewesen, welcher die Wirtschaftskommissionen beider Räte
Folge gegeben hatten. Diese Dumont-Praxis geht auf ein Bundesgerichtsurteil von 1973
zurück und schreibt vor, dass Käufer von vernachlässigten Liegenschaften die
Renovationsarbeiten während der ersten fünf Jahre nicht als Unterhaltsaufwand vom
steuerpflichtigen Einkommen abziehen dürfen. Während Müller noch eine Reduktion
der Frist auf zwei Jahre verlangt hatte, beantragte die WAK-NR eine gänzliche
Aufhebung der Bestimmungen auf Bundesebene. Den Kantonen sollte es frei gestellt
sein, ob sie die Dumont-Praxis weiter führen wollen. Der Bundesrat opponierte in
seiner Stellungnahme gegen diese Wahlfreiheit der Kantone, da sie die Bestrebungen
der Steuerharmonisierung unterlaufe. Die WAK übernahm dieses Argument und
beantragte, die Dumont-Praxis ganz abzuschaffen. Wohnbaupolitisch spreche
insbesondere dafür, dass nötige Renovierungsarbeiten und energiepolitische
Sanierungen nicht aus Steuergründen hinaus gezögert würden. Gegen den Widerstand
der SP und der GP, die darin primär ein Steueroptimierungsinstrument für Reiche
sahen, stimmte der Nationalrat dieser Aufhebung mit 127 zu 56 Stimmen zu. In der
Schlussabstimmung sprachen sich auch die Grünen für die Aufhebung aus, da sie
schliesslich den Aspekt der Erleichterung von Renovationen mit dem Ziel der
Verbesserung der Energieeffizienz höher bewerteten als die von ihnen ursprünglich
bekämpften steuerpolitischen Auswirkungen. Der Ständerat schloss sich diesem
Entscheid einstimmig bei drei Enthaltungen an. 42

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.10.2008
HANS HIRTER

Am 23. Januar reichte der Hauseigentümerverband (HEV) bei der Bundeskanzlei die
sogenannten Zwillingsinitiativen zur Wohneigentumsförderung ein. Die Volksinitiative
„Sicheres Wohnen im Alter“, welche eine fakultative Befreiung von der
Eigenmietwertbesteuerung für Rentnerinnen und Rentner fordert, kam mit 111'861
gültigen Unterschriften zustande. Ebenfalls mit 120'460 gültigen Unterschriften
erfolgreich eingereicht wurde die zweite Initiative des HEV, welche die Förderung des
Grundeigentums mittels Steuerbefreiung des Bausparens bezwecken will. 43

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 23.01.2009
MARLÈNE GERBER

Die Abschaffung des steuerbaren Eigenmietwertes verlangen auch die gleichlautenden
Motionen Sommaruga (sp, BE) und Schweiger (fdp, ZG), welche im März im Ständerat
eingereicht wurden. Steuerliche Abzüge wären nur noch bei Gebäudesanierungen mit
hohem Wirkungsgrad erlaubt und Hypothekarzinsabzüge ausschliesslich im ersten Jahr
nach Erwerb des Wohneigentums möglich. Der Bundesrat beantragte im Mai die
Annahme der Vorstösse, da sie seinen Vorstellungen eines möglichen Systemwechsels
in der Wohneigentumsbesteuerung nahe kommen. Der Ständerat beschloss jedoch, die
Vorstösse wegen noch offenen Punkten seiner Kommission für Wirtschaft und Abgaben
(WAK) zur Vorprüfung vorzulegen. 44

MOTION
DATE: 27.05.2009
MARLÈNE GERBER

Im Vergleich zu der im Vorjahr eingereichten Bauspar-Initiative der Schweizerischen
Gesellschaft zur Förderung des Bausparens (SGFB) geht die HEV-Initiative („Eigene vier
Wände dank Bausparen“) inhaltlich weniger weit. Während sich letztere auf die
steuerliche Befreiung von Bauspareinlagen beim erstmaligen Erwerb von
selbstgenutztem Wohneigentum beschränkt, erwähnt die SGFB-Initiative zusätzlich
Steuerprivilegierung bei energetischen Sanierungen für selbst genutztes
Wohneigentum. Hingegen spricht die Initiative des SGFB von einer fakultativen
Einführung in den Kantonen, während die HEV-Initiative eine verbindliche bundesweite
Regelung erreichen will. Im September beantragte der Bundesrat dem Parlament in
seiner Botschaft, beide Volksinitiativen ohne Gegenvorschlag abzulehnen. Mit den
bestehenden Finanzierungsmöglichkeiten aus der beruflichen und privaten Vorsorge
werde dem Verfassungsauftrag zur Wohneigentumsförderung im Steuerrecht bereits
ausreichend Rechnung getragen und darüber hinaus stünden solche steuerlichen
Begünstigungen auch im Widerspruch zu Bemühungen, das Steuerrecht zu
vereinfachen. Ein zusätzlicher Kontrollaufwand befürchtete der Bundesrat
insbesondere bei dem in der SGFB-Initiative geforderten Energie-Bausparen. Zudem
würden sich die Forderungen beider Initiativen bei bestehendem progressivem
Steuersystem besonders positiv für Personen mit hohem Einkommen auswirken, welche
sich auch ohne solche Anreize Wohneigentum leisten können. Besonders
problematisch erachtete der Bundesrat auch die Forderung des SGFB, die Einführung
solcher Bestimmungen den Kantonen zu überlassen, da dies dem
verfassungsrechtlichen Grundsatz der Steuerharmonisierung widerspräche. 45

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 18.09.2009
MARLÈNE GERBER
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Die WAK-NR präsentierte im Februar den ausgearbeiteten Vorentwurf zur
parlamentarischen Initiative Hegetschweiler (fdp, ZH). Der Vorstoss verlangt bei
Ersatzbeschaffung einer Wohnliegenschaft Steuererleichterung, auch wenn das neue
Eigentum günstiger ist als das bisher bewohnte. Die Vorlage regelt zudem die
Besteuerungskompetenz der Kantone bei interkantonalen Ersatzbeschaffungen sowie
die gegenseitige Meldepflicht. Die Kommission beschloss, im Frühling eine
Vernehmlassung durchzuführen um die Stellungsnahmen der Kantone und anderer
interessierter Kreise einzuholen, bevor der Vorentwurf dem Rat unterbreitet würde. Da
die WAK-NR im Herbst zu den Vernehmlassungsergebnissen noch nicht Stellung
nehmen konnte, beschloss der Ständerat eine Fristverlängerung um zwei Jahre. 46

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 11.12.2009
MARLÈNE GERBER

Der Bundesrat sprach sich im Juni ebenfalls gegen die zweite Volksinitiative des HEV
aus, welche für Personen im Rentenalter eine fakultative Befreiung von der
Eigenmietwertbesteuerung bei selbstgenutztem Wohneigentum fordert. Der Bundesrat
lehnte eine Ungleichbehandlung gegenüber Wohneigentümern im arbeitsfähigen Alter
und Mietern ab und befürchtete mit der vorgeschlagenen Regelung zusätzlich eine
Komplizierung des Steuerrechts. Er beschloss jedoch, der Initiative einen indirekten
Gegenvorschlag vorzulegen, welcher die Aufhebung der Eigenmietwertbesteuerung für
alle Wohneigentümer verlangt und im Gegenzug die bisherigen steuerlichen
Abzugsmöglichkeiten abschaffen will. Ausschliesslich folgende zwei Ausnahmen wären
noch immer zulässig: Ein zeitlich und betragsmässig beschränkter Hypothekarzinsabzug
und ein Abzug der Kosten von besonders wirkungsvollen Energie- und
Umweltschutzmassnahmen. Zusätzlich schlug der Bundesrat eine Sondersteuer auf
überwiegend selbstgenutzten Zweitliegenschaften vor, um in Kantonen mit grossem
Zweitwohnungsbestand die durch Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung
bedingten Steuerausfälle zu kompensieren. Die Bemessungsgrundlage einer solchen
Steuer wäre die Vermögenssteuer vor Abzug der Schulden. Die Vernehmlassung des
bundesrätlichen Entwurfes wurde Anfangs November eröffnet. Während der
Vernehmlassung soll ein externes Rechtsgutachten zudem die Verfassungsmässigkeit
einer allfälligen Zweitliegenschaftssteuer beurteilen. 47

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER

Im Berichtsjahr beriet das Parlament über zwei Volksinitiativen zur Einführung von
steuerlich privilegiertem Bausparen für den erstmaligen Erwerb von selbstgenutztem
Wohneigentum. Die 2008 von der Schweizerischen Gesellschaft zur Förderung des
Bausparens (SGFB) eingereichte Bauspar-Initiative, welche über den erstmaligen
Erwerb hinaus zusätzlich Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen am
Eigentumsobjekt steuerlich privilegieren lassen will, sieht eine fakultative Einführung in
den Kantonen vor. Die Initiative des HEV verzichtet auf diesen Zusatz, will Kantone und
Bund jedoch zur Übernahme der Regelung zwingend verpflichten. In seinem vorjährigen
Bericht legte der Bundesrat ausführlich dar, dass er das Instrument des steuerlich
privilegierten Bausparens weder als effektives noch als effizientes Mittel zur Förderung
von selbstgenutztem Wohneigentum ansehe und darüber hinaus der Ansicht sei, dass
bestehende Vorbezugsmöglichkeiten wirksame und bereits ausreichende Instrumente
zur Wohneigentumsförderung darstellten. Anderer Ansicht war der Nationalrat, welcher
die Vorlage als Erstrat in der Frühjahrssession behandelte und auf Anraten einer
deutlichen Kommissionsmehrheit gleich beide Initiativen mit deutlichem Mehr zur
Annahme empfahl. Für Ablehnung beider Initiativen machte sich die SP stark, welche
insbesondere bei der Bauspar-Initiative der SGFB volle Unterstützung von den Grünen
erhielt. Federführend bei den Beratungen war Nationalrat Hans Rudolf Gysin (fdp, BL),
welcher seit Jahren und aktuell mit zwei eingereichten parlamentarischen Initiativen für
das Bausparanliegen kämpft. Wird das Volk die Bauspar-Initiativen ablehnen, wird es
auch mit dem Bausparen im Kanton Basel-Land zu Ende sein. Das Baselbieter Modell ist
in diesem Sinne schweizweit einzigartig und an sich rechtswidrig, seit der Bund das
Bausparen vor fünf Jahren verboten hat. Halten konnte sich die Regelung im
Halbkanton bisher nur, weil die Diskussion um eine eidgenössische Einführung seither
immer auf der politischen Agenda stand. Anhand des Baselbieter Modells konnten die
Befürworter dann auch aufzeigen, dass das Bausparen insbesondere vom Mittelstand
genutzt werde und somit nicht speziell nur diejenigen Personen begünstige, welche
sich auch ohne Fördermassnahmen ein Eigenheim leisten könnten. Eine Studie der
Hochschule Luzern zeigte hingegen auf, dass die Wohneigentumsquote in vielen
Kantonen höher liegt als im Baselland und in den drei weiteren Kantonen, die
Bausparen in einer anderen Form kennen, was die Effektivität des Instrumentes
zumindest teilweise wieder in Frage stellte. 48
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Im März präsentierte das Eidgenössische Finanzdepartement (EFD) die
Vernehmlassungsergebnisse zum indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative
„Sicheres Wohnen im Alter“. Im Vorjahr sprach sich der Bundesrat bereits aus
mehreren Gründen gegen die Initiative des Hauseigentümerverbands (HEV) aus, welche
Wohneigentumsförderung für Rentnerinnen und Rentner durch eine fakultative
Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung fordert. Bei Inanspruchnahme sollten im
Gegenzug die mit dem Wohneigentum verbundenen Schuldzinsen nicht mehr als Abzug
geltend gemacht werden können. Der Gegenvorschlag des Bundesrates wurde in der
Vernehmlassung insbesondere von den Kantonen grossmehrheitlich abgelehnt. Die
vorgeschlagene generelle Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung stiess auf Kritik
und wurde nicht als geeignetes Förderinstrument für Neuerwerber und junge Familien
anerkannt. Ebenfalls nicht honoriert wurden die vorgesehenen Ausnahmen zur
Berechtigung von Schuldzinsabzug; diese verstiessen gegen die wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit. Mit Ausnahme der Zweitliegenschaftssteuer hielt der Bundesrat
jedoch an all seinen Eckwerten fest. So blieb er bei der generellen Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung für alle Wohneigentümer, wobei im Gegenzug keine Abzüge
für Hypothekarzinse und Unterhaltskosten mehr zulässig wären. Eine Ausnahme
schaffte er für Ersterwerber und für Vermieter. Letztere könnten Schuldzinsen
weiterhin bis zu 80 Prozent abziehen, sofern sie einen steuerbaren Vermögensertrag
generieren. Diesen Zusatz fügte der Bundesrat nachträglich ein, da ein generelles
Verbot für Schuldzinsabzüge, wie er es in einem Zwischenentscheid im Sinne hatte, zu
einer Ungleichbehandlung von privaten und institutionellen Vermietern führen würde,
da nur Erstere vom Verbot betroffen wären. Des Weiteren soll es möglich sein, Auslagen
für Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen abzuziehen. Laut dem Bundesrat
würde dies im betreffenden Bereich eine erhebliche Vereinfachung des Steuersystems
nach sich ziehen. 49
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Für eine alternative Lösung sprach sich der Ständerat in der Sommersession aus. Eine
Ratsmehrheit anerkannte einen Handlungsbedarf im Bereich der
Wohneigentumsförderung, erachtete die vorgesehenen Bausparmodelle der Initiative
jedoch als problematisch, da diese insbesondere zu einer zusätzlichen und unnötigen
Verkomplizierung des Steuersystems führen würden. Mit 25 zu 16 Stimmen beschloss
die Kleine Kammer, die Initiative des SGFB zur Ablehnung zu empfehlen. Freundlicher
stand der Rat der durch den HEV initiierten Volksinitiative gegenüber und markierte
damit auch einen Richtungswechsel in seiner bisherigen, ablehnenden Haltung
gegenüber Bauspar-Anliegen. Auf Antrag Niederberger (cvp, NW) einigte sich der
Ständerat einstimmig, das Anliegen mit dem Auftrag zur Ausarbeitung eines indirekten
Gegenvorschlags auf Gesetzesstufe an die Kommission zurückzuweisen. Um eine
speditive Behandlung des Rückweisungsantrags zu fördern, reichte dessen Urheber
kurz zuvor bereits eine parlamentarische Initiative mit betreffendem Anliegen ein. Zwei
Wochen später verabschiedete die WAK-SR eine parlamentarische Initiative zur
Ausarbeitung eines indirekten Gegenvorschlags zu den beiden Volksinitiativen.
Nachdem die nationalrätliche Schwesterkommission dem Anliegen Folge gegeben hatte,
erarbeitete die WAK-SR einen Vorentwurf für die Gesetzesänderung, welcher auf
Beschluss der Kommission anfangs November in die Vernehmlassung ging. Der
Vorentwurf orientiert sich am Modell des HEV und verlangt eine identische Limite der
Steuerabzüge, namentlich CHF 10'000 pro Person und Jahr, respektive 20'000 pro
Ehepaar, und das während einer maximalen Dauer von 10 Jahren. Zusätzlich zu den
Volksanliegen konkretisiert der Vorentwurf, dass das Bausparguthaben nicht von der
kantonalen Vermögenssteuer und die aus dem Bausparkapital erwachsenen Zinsen
nicht ebenfalls von der Einkommenssteuer befreit werden. Bei nicht-zweckkonformer
Verwendung der Bauspareinlagen soll zudem eine nachträgliche Erhebung der
Einkommenssteuer erfolgen. Diese Zusätze sollen insbesondere eine missbräuchliche
Verwendung der Bauspareinlagen verhindern. 50
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Im Januar präsentierte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des
Nationalrates die Vernehmlassungsergebnisse zum Gesetzesvorentwurf zur
parlamentarischen Initiative von alt Nationalrat Hegetschweiler (fdp, ZH), welche einen
Steueraufschub bei Ersatzbeschaffung von selbstbewohnten Liegenschaften verlangt.
Die Gesetzesrevision will den erneuten Wechsel von der absoluten zur relativen
Methode des Grundstückgewinns, was bedingt, dass auch Steueraufschub gewährt
werden kann, wenn der Grundstückspreis des Ersatzobjekts geringer ist als derjenige
der ursprünglichen Liegenschaft. Die Ergebnisse der Vernehmlassung waren
überwiegend negativ. Während zwar die FDP, CVP und SVP sowie der Kanton Neuenburg
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den Entwurf mit Argumenten der Förderung von Wohneigentum und beruflicher
Mobilität unterstützten, sahen die restlichen Kantone und die SP im vorgeschlagenen
Systemwechsel überwiegend steuerrechtliche Nachteile. Mit einem Mehr von 14 zu 8
Stimmen bei zwei Enthaltungen beschloss die Kommission jedoch, dem Rat den
ursprünglichen Vernehmlassungsentwurf zu unterbreiten. In seiner darauffolgenden
Stellungnahme sprach sich der Bundesrat wie die Mehrheit der
Vernehmlassungsteilnehmer ebenfalls für den Erhalt der absoluten Methode aus, da
sich diese als sachgerecht und praktikabel erwiesen habe und der beruflichen Mobilität
nicht entgegenstehe. Da bei der relativen Methode Steueraufschub ebenfalls für den
nicht reinvestierten Gewinn möglich wäre, befürchtete er eine Privilegierung der
Liegenschaftsbesitzer und damit verbundene steuerliche Mindereinnahmen bei den
Kantonen. Weiter bemängelte er, dass ein solches System steuerrechtlichen
Grundprinzipien, namentlich dem Realisationsprinzip und dem Prinzip der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, widerspreche. Zustimmung erhielten jedoch die im
Entwurf festgehaltenen Regelungen zu Besteuerungskompetenz und Meldepflicht im
Falle von interkantonaler Ersatzbeschaffung. Im Nationalrat stellte die
Kommissionsminderheit einen Antrag auf Nichteintreten, welcher jedoch dank
bürgerlicher Opposition deutlich abgelehnt wurde. Der Nationalrat folgte in allen
Punkten seiner Kommission und beantragte in der Gesamtabstimmung mit 104
bürgerlichen zu 58 Stimmen aus dem linken Lager die Annahme des Entwurfes. Ein
anderes Bild zeigte sich in der Wintersession im Ständerat. Auf Anraten seiner
Kommission, welche klar den Argumenten des Bundesrats und der Mehrheit der
Vernehmlassungsteilnehmer folgte, beschloss die Kleine Kammer diskussionslos, nicht
auf die Vorlage einzutreten, worauf das Geschäft zurück an den Nationalrat ging. 51

Im Berichtsjahr behandelten die beiden Räte die Volksinitiative „Sicheres Wohnen im
Alter“ sowie den indirekten Gegenentwurf, welcher der Bundesrat dem Parlament in
Form eines Bundesgesetzes über die Besteuerung des privaten Wohneigentums
präsentierte. Die Volksinitiative des Hauseigentümerverbandes (HEV) fordert für
Personen im Rentenalter eine fakultative Befreiung von der Besteuerung des
Eigenmietwertes. Der im Vorjahr vom Bundesrat erarbeitete Gegenentwurf sieht im
Gegenzug eine generelle Abschaffung des Eigenmietwerts für alle Personen mit
selbstgenutztem Wohneigentum vor. In der Frühjahrssession präsentierte die
Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates (WAK-SR) ihrem Rat eine
überarbeitete Version des bundesrätlichen Entwurfes. Ende 2010 hatte die WAK-SR
nach Anhörung des HEV und der Finanzdirektorenkonferenz ohne Gegenstimme
beschlossen, nicht auf den ursprünglichen Entwurf des Bundesrates einzugehen. Laut
Kommissionssprecher Rolf Schweiger (fdp, ZG) würde der nun präsentierte, überarbeite
Entwurf eine optimale Lösung bieten. Er ermögliche ausserdem eine angemessene
Lösung für Zweitliegenschaften. Mit der Schaffung einer verfassungsrechtlichen
Grundlage sollen Kantone und Gemeinden berechtigt werden, eine
Kostenanlastungssteuer in Form einer Objektsteuer zu erheben, wodurch bei
Abschaffung des Eigenmietwertes ausfallende Steuereinnahmen kompensiert werden
könnten. Eine liberal-linke Kommissionsminderheit beantragte erfolglos Nichteintreten
auf die Vorlage. Sie argumentierte, dass der Gegenentwurf nicht zu einer Vereinfachung
des Steuersystems führen würde. In der Detailberatung umstritten war die Frage, ob
Investitionskosten für energetische Sanierungsmassnahmen und denkmalpflegerische
Arbeiten von der Bundessteuer abzugsberechtigt sein sollten. Hier setzte sich die
Kommissionsminderheit durch, welche sich wie der Bundesrat für die
Abzugsberechtigung aussprach. Der Ständerat beschloss zudem auf Anraten seiner
Kommission mit deutlichem Mehr die Erhöhung des möglichen Schuldzinsabzugs für
Neuerwerbende auf CHF 12'000 pro Ehepaar, resp. auf CHF 6000 für Alleinstehende,
im ersten Steuerjahr mit einer Verminderung der Abzugsmöglichkeiten um jährlich 5
Prozentpunkte, was die Neuerwerbenden für eine Dauer von 20 Jahren
abzugsberechtigt machen würde. Der Bundesrat hatte in seinem Entwurf einen leicht
tieferen Abzug empfohlen, welcher des Weiteren nur für 10 Jahre geltend gemacht
werden könnte. In der Schlussabstimmung wurde dem indirekten Gegenvorschlag mit 17
zu 12 Stimmen bei drei Enthaltungen zugestimmt. Beinahe einstimmig folgte der
Ständerat im Folgenden dem Bundesrat und empfahl die Volksinitiative „Sicheres
Wohnen im Alter“ zur Ablehnung. Es sei nicht einzusehen, wieso in der Schweiz zwei
Klassen von Steuerpflichtigen geschaffen werden sollten, liess Kommissionssprecher
Schweiger (fdp, ZG) verlauten. Ähnlich argumentierte Hildegard Fässler-Osterwald (sp,
SG) für die knappe Kommissionsmehrheit im Nationalrat. Hier lag jedoch ein
bürgerlicher Minderheitsantrag zur Annahme des Volksbegehrens vor, welcher durch
Georges Theiler (fdp, LU), Mitglied des Initiativkomitees, vertreten wurde. Der
Eigenmietwert sei eine staatliche Aufforderung zum Schuldenmachen und wirke sich
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insbesondere für ältere Menschen, die ihre Hypotheken bereits teilweise oder sogar
ganz amortisiert haben, negativ aus. Dank einer Mehrheit der CVP/EVP/glp-Fraktion
gelang den Bürgerlichen mit 97 zu 72 Stimmen eine positive Empfehlung zur
Volksinitiative. In Sachen indirekter Gegenvorschlag sprach sich die WAK-NR mit 14 zu
10 Stimmen für Nichteintreten aus. Ausschlaggebend war die Befürchtung, dass der
indirekte Gegenvorschlag zu einer verschärften Ungleichbehandlung von Mietern und
Wohneigentümern führen würde. Ebenso erachtete die WAK-NR den vehementen
Widerstand der Kantone, welcher auf den ständerätlichen, positiven Entscheid zum
indirekten Gegenvorschlag folgte, als Grund, diesem die Zustimmung zu verweigern. In
dieser Sache folgte der Nationalrat der Kommissionsmehrheit nun deutlich;
Nichteintreten wurde mit 114 zu 58 Stimmen beschlossen. Für Eintreten sprachen sich
je ungefähr die Hälfte der FDP und der CVP aus. Dabei wurden sie durch eine
Minderheit der SVP und einer Mehrheit der Grünen unterstützt. Im Winter gingen die
Vorlagen zur Differenzbereinigung zurück an den Ständerat. Nach kurzer Diskussion
beschloss dieser erneut mit deutlichem Mehr von 35 zu 5 Stimmen, die Volksinitiative
„Sicheres Wohnen im Alter“ zur Ablehnung zu empfehlen. Dies geschah auf
grossmehrheitliche Empfehlung seiner Kommission. Diese empfahl ihrem Rat auch
erneut, auf den Gegenvorschlag einzutreten; dieses Mal jedoch nur knapp und dank
Stichentscheid des Kommissionspräsidenten. Der neu gewählte Ständerat sprach sich
jedoch in der Folge mit 23 zu 17 Stimmen gegen diese Empfehlung und somit auch
gegen den ständerätlichen Entscheid aus der ersten Beratung aus. Nach bereits
erfolgtem Nichteintretensentscheid der grossen Kammer bedeutete dies das Scheitern
des indirekten Gegenvorschlags. 52

Die Motion Schweiger (fdp, ZG), die ebenfalls die Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung verlangte, wurde vom Ständerat nach dessen anfänglicher
Zustimmung zum indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative „Sicheres Wohnen im
Alter“ abgelehnt und damit erledigt. Die gleichlautende Motion (09.3213) Sommaruga
(sp, BE) wurde wegen Ausscheiden der Motionärin aus dem Rat abgeschrieben. 53

MOTION
DATE: 14.03.2011
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Ständerat im Jahr 2010 auf Nichteintreten entschieden hatte, gelangte
die parlamentarische Initiative Hegetschweiler (fdp, ZH) im Frühjahr erneut in den
Nationalrat. Das Geschäft verlangt bei Ersatzbeschaffung von Wohneigentum den
Wechsel von der absoluten zur relativen Methode der Grundstückgewinnbesteuerung.
Im Gegensatz zu der absoluten Methode würde beim Anwenden der relativen Methode
der nicht reinvestierte Grundstückgewinn ebenfalls dem Steueraufschub unterliegen.
Eine äusserst knappe bürgerliche Kommissionsmehrheit der zuständigen Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) wollte am vorjährig gefällten Entscheid des
Nationalrates festhalten und beantragte erneut Eintreten. Ein Minderheitsantrag von
Mitte-Links wollte sich hingegen dem Ständerat anschliessen. Die
Kommissionsminderheit vertrat – wie auch Bundesrat, Finanzdirektorenkonferenz und
25 Kantone – den Standpunkt, dass die relative Besteuerungsmethode keine
angemessene Lösung sei und nicht zu einer Vereinfachung des Systems führen würde.
Die grosse Kammer folgte jedoch der Kommissionsmehrheit und entschied mit 107 zu
72 Stimmen erneut, auf das Geschäft einzutreten. Der Ständerat hielt jedoch ebenfalls
an seiner Position fest: Er beschloss zum zweiten Mal Nichteintreten, womit das 2004
eingereichte Anliegen nach langem Leidensweg endgültig vom Tisch war. 54
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Anfang Jahr wurden die Vernehmlassungsergebnisse zum indirekten Gegenentwurf zu
den beiden Bausparinitiativen präsentiert. Der Gegenvorschlag, der von der
ständerätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK-SR) gefordert und
ausgearbeitet worden war, orientierte sich stark an der Volksinitiative des HEV, welche
im Gegensatz zur Initiative der Schweizerischen Gesellschaft für Bausparen (SGFB) eine
obligatorische Einführung des Bausparens in den Kantonen vorsieht. Der Gegenentwurf
unterscheidet sich aber in zwei wesentlichen Punkten von der HEV-Initiative: Zum
einen verfügt er über moderatere steuerliche Anreize, da die Vermögenserträge der
Einkommenssteuer und die Bausparguthaben der kantonalen Vermögenssteuer
unterstellt würden, und zum anderen enthält er klarere Regelungen im Falle
zweckwidriger Verwendung der Bauspareinlagen. In der Vernehmlassung äusserten sich
die CVP, CSP und SVP positiv zum Gegenentwurf. Die FDP stimmte dem Entwurf unter
dem Vorbehalt zu, dass er durch die in der SGFB-Initiative geforderten
Abzugsmöglichkeiten für Energie- und Umweltinvestitionen ergänzt werde. Eine klar
ablehnende Haltung gegenüber dem Anliegen vertraten die EVP, die Grünen und die SP
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sowie nicht weniger als 22 Kantone. Nur gerade der Kanton Genf und der Kanton Basel-
Land, welcher als einziger Kanton über die Möglichkeit des steuerbegünstigten
Bausparens verfügt, unterstützen das Vorhaben. Die Urheber der beiden Initiativen
sprachen sich ebenfalls für den Gegenvorschlag aus. Abgelehnt wurde der indirekte
Gegenvorschlag von den Mieterverbänden. Der Bundesrat gab ebenfalls eine
ablehnende Stellungnahme ab. Der wichtigste Einwand der Landesregierung war, dass
die Zielgruppe der Schwellenhaushalte (Haushaltseinkommen zwischen CHF 60'000
und CHF 100'000) mangels Eigenkapital nicht in der Lage sein würden, innerhalb von 10
Jahren ausreichend Mittel zum Erwerb von selbstgenutztem Wohneigentum zu äufnen.
Das Bausparen widerspräche dem Rechtsgleichheitsgebot, da gerade
einkommensstarke Steuerpflichtige, welche sich auch ohne die vorgesehenen
Massnahmen Eigenwohnheim leisten könnten, überdurchschnittlich vom Bausparen
profitieren würden. Der Bundesrat verwies zudem auf den Kommissionsbericht der
WAK-SR, der bei zweckwidriger Verwendung der Bauspareinlagen trotz
Nachbesteuerung in einigen Fällen von Steuerausfällen im fünfstelligen Bereich pro
Person oder Ehepaar ausgeht. Weiter befürchtete er wegen Raumknappheit steigende
Haus- und Bodenpreise, was den Effekt der steuerlichen Fördermassnahmen
zumindest teilweise aushebeln könnte. In der Frühjahrssession des Berichtsjahres
behandelte der Ständerat den indirekten Gegenentwurf. Die Kommissionsmehrheit der
WAK-SR empfahl Eintreten. Unter anderem würde dies dem Nationalrat ermöglichen,
seine im Vorjahr ausgesprochene Unterstützung der beiden Volksinitiativen zu Gunsten
des moderateren Gegenvorschlages zurückzuziehen. Die kleine Kammer trat mit 20 zu
15 Stimmen auf den Entwurf ein und verabschiedete ihn bei 17 zu 17 Stimmen nur dank
Stichentscheid des Präsidenten Inderkum (cvp, UR). Der Nationalrat trat dann in der
Sommersession mit deutlichem Mehr auf den Gegenentwurf ein und empfahl ihn
ebenfalls zur Annahme. Praktisch geschlossen gegen den Entwurf votierten SP und
Grüne mit Unterstützung einer Minderheit der CVP. In der Schlussabstimmung fand das
Anliegen im Nationalrat mit 111 zu 64 Stimmen Zustimmung. In der ständerätlichen
Schlussabstimmung wurde der indirekte Gegenentwurf dann aber doch noch zu Fall
gebracht, nämlich mit 22 zu 17 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Was die Stimmung im
Ständerat schlussendlich kippen liess, darüber konnte nur spekuliert werden. Zum
einen hätten einige freisinnige Ständeräte aus gewichtigen Gründen der
Schlussabstimmung fernbleiben müssen, zum anderen hätten die kantonalen
Finanzdirektionen mit ihrer Warnung vor Steuerausfällen von jährlich über CHF 100 Mio.
die kleine Kammer erfolgreich mobilisiert, liess Ansgar Gmür, Direktor des HEV,
verlauten. Bei Annahme des Gegenvorschlages hätte der HEV den Rückzug seiner
Initiative in Aussicht gestellt. Auf der anderen Seite hatte die SP bei Annahme des
Gegenvorschlages bereits mit dem Referendum gedroht. 55

Im Berichtsjahr befasste sich das Parlament nicht nur mit dem Gegenvorschlag sondern
ebenfalls mit den Empfehlungen zu den beiden Bausparinitiativen. Nachdem sich der
Ständerat im Vorjahr bereits gegen die Initiative der SGFB ausgesprochen hatte, lehnte
er in der Frühjahrssession auch die HEV-Initiative ab. Der Nationalrat hatte sich bereits
im Vorjahr zustimmend zu den Anliegen geäussert und hielt auch in der Sommersession
an seinen gefassten Beschlüssen fest. Dabei zeigten sich die gleichen Kräfteverhältnisse
wie bei der Annahme des indirekten Gegenentwurfes. Auch der Ständerat beharrte auf
seiner ablehnenden Haltung gegenüber den beiden Volksbegehren – allerdings nur
knapp mit 17 zu 16 Voten. Damit gelangte das Geschäft in der Herbstsession in die
Einigungskonferenz. Die Einigungskonferenz beantragte die SGFB-Initiative zur
Ablehnung, wie dies der Bundesrat und die kleine Kammer forderten, empfahl jedoch –
dem Nationalrat folgend – die Initiative des HEV zur Annahme. Keiner der Räte zeigte
sich hingegen Willens, der Empfehlung der Einigungskonferenz zu folgen. Die
Bausparinitiativen werden dem Volk somit ohne Empfehlung vom Parlament
vorgelegt. 56
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Die beiden Kammern beschäftigten sich ebenfalls mit einer Motion der WAK-NR,
welche die HEV-Initiative auf den ersten Abstimmungstermin festlegen wollte, womit
das Volk zuerst über eine obligatorische Einführung des Bausparens abstimmen würde.
Während eine bürgerliche Ratsmehrheit das Geschäft im Nationalrat mit 105 zu 62
Stimmen deutlich annahm, wurde es im Ständerat verworfen. Somit blieb die
Kompetenz zur Bestimmung der Abstimmungsreihenfolge der Bausparinitiativen
gemäss Parlamentsrecht beim Bundesrat. 57
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Im März kam mit der Volksinitiative „Für ein steuerlich begünstigtes Bausparen“ ein
Anliegen der Schweizerischen Gesellschaft zur Förderung des Bausparens (SGFB) zur
Abstimmung. Die Initiative verlangte die fakultative Einführung von Steuerabzügen beim
erstmaligen Erwerb von Wohneigentum. Darüber hinaus sollen Abzüge für an der
Erstliegenschaft vorgenommene energiesparende Massnahmen getätigt werden
können. Die politischen Akteure zeigten sich im Vorfeld stark gespalten. Erstmals seit
1977 konnten sich die parlamentarischen Kammern für das Bausparanliegen des SGFB
und die im Juni zur Abstimmung stehende Bauspar-Vorlage des HEV (siehe unten) nicht
auf eine gemeinsame Abstimmungsempfehlung einigen. Der von der Einigungskonferenz
präsentierte Kompromissvorschlag war im Vorjahr in beiden Kammern gescheitert.
Während der Nationalrat beide Volksanliegen zur Annahme empfehlen wollte, hatten
der Stände- wie auch der Bundesrat in beiden Fällen auf Ablehnung plädiert. Im
Gegensatz zu den Linksparteien, die der Bauspar-Initiative des SGFB geschlossen
ablehnend gegenüber standen, zeigten sich die kantonalen Sektionen der bürgerlichen
Parteien gespalten. Obwohl deren Mutterparteien die Initiative allesamt zur Annahme
empfahlen, beschlossen verschiedenste kantonale Parteien ein Nein. Insbesondere
zersplittert zeigte sich, wie bereits bei der RPG-Revision, die CVP. Deren Vorstand
fasste die Ja-Parole äusserst knapp mit 15 zu 13 Stimmen bei zwei Enthaltungen. Die
Gespaltenheit reflektierte schliesslich in den insgesamt 12 abweichenden
Kantonalsektionen. Das Stimmvolk schickte die Vorlage bei einer Stimmbeteiligung von
45,0% und einem Nein-Anteil von 55,8% bachab. Noch klarer zeigte sich die Ablehnung
bei den Ständen mit lediglich 4 1/2 unterstützenden Kantonen. Der Kanton Basel-
Landschaft, welcher als einziger Kanton noch über die Möglichkeit des Bausparens
verfügt, entpuppte sich als einziger zustimmender Kanton der Deutschschweiz und
sogar er äusserte seine Unterstützung mit einem Ja-Anteil von 53% lediglich relativ
knapp. Als Gründe für dieses Ergebnis wurde die angespannte finanzielle Lage des
Baselbietes angeführt. Finanzministerin Widmer-Schlumpf (bdp) zeigte sich zufrieden
mit dem Entscheid, da nur ausgewählte Kreise von den zusätzlichen
Steuererleichterungen hätten profitieren können. Letzteres bestritt Hans Egloff, damals
Vorstandsmitglied des HEV. Man habe es jedoch verpasst, mit dem Argument von
zusätzlichen Bauaufträgen um die Gunst der KMU zu werben. Der HEV sah die Chancen
des eigenen, am 17.6. zur Abstimmung stehenden Bausparanliegens weiterhin intakt und
gab an, die festgestellten Mängel in der aufkommenden Kampagne korrigieren zu
wollen.

Abstimmung vom 11. März 2012

Beteiligung: 45,0%
Ja: 980'273 (44,2%) / 4 1/2 Stände
Nein: 1'237'825 (55,8%) / 16 5/2 Stände

Parolen: 
– Ja: FDP(4)*, CVP(12)*, SVP(1)*, BDP(2)*; SGV, SBV.
– Nein: SP, EVP, CSP, GPS, GLP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 58

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 11.03.2012
MARLÈNE GERBER

Die VOX-Analyse der SGFB-Initiative ergab, dass sich die Anhängerschaft der SP mit
39% leicht weniger häufig für die Initiative aussprach als dies Sympathisanten des
bürgerlichen Lagers taten. Obwohl die Parteikonformität bei Sympathisanten von
Linksparteien bereits relativ gering war, zeigte sich die Anhängerschaft der bürgerlichen
Parteien noch weniger diszipliniert. Etwas stärker als durch politische Merkmale scheint
der Stimmentscheid durch ökonomische Faktoren beeinflusst. So stimmten im
Konkubinat lebende oder verheiratete Personen sowie Personen aus höheren
Einkommensklassen der Initiative tendenziell häufiger zu, wenn auch kaum zu mehr als
50%. Weiter stimmten Wohneigentümer dem Bausparanliegen nicht stärker zu als die
Mieterseite. Während die Befürworterseite eine Vielzahl von Stimmmotiven einbrachte,
konzentrierte sich die Gegnerseite auf ein bestimmtes: Insgesamt 87% der Gegner
gaben an, dass die Initiative ungerecht sei, indem sie nur einer bereits gut situierten
Bevölkerungsgruppe entgegen komme, nämlich einer, die sich Wohneigentum auch
ohne diese Massnahmen leisten könne. Diese Meinung unterstützte auch ein Drittel der
Befürworter. Letztere stimmten hingegen in 9 von 10 Fällen ebenfalls dem Argument zu,
Bausparen erleichtere auch jungen Familien und dem Mittelstand den Zugang zu
Wohneigentum – eine Ansicht, die auch der HEV vertrat. Auf der Gegnerseite fand
dieses Argument nur zu 35% Zustimmung. 59

ÉTUDES / STATISTIQUES
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MARLÈNE GERBER
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Am darauffolgenden Abstimmungstermin vom 17.6. äusserte das Schweizervolk mit der
Volksinitiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“ seinen Willen zum zweiten
Bausparanliegen. Im Gegenzug zum abgelehnten Volksbegehren der SGFB verlangte die
Initiative des HEV die obligatorische Einführung des Bausparens in allen Kantonen,
wobei die maximalen Steuerabzüge mit jährlich CHF 10'000 etwas moderater ausfielen
als die von der SGFB verlangten CHF 15'000 pro Jahr. Um bei der ersten
Bausparinitiative Vernachlässigtes nachzuholen, präsentierte der HEV Mitte April eine
von ihm in Auftrag gegebene Studie, welche folgerte, dass nachweislich
Mittelstandsfamilien mit einem jährlichen steuerbaren Einkommen unter 100'000
Franken vom Bausparen profitieren würden. 17 Prozent der befragten Baselbieter
Wohneigentumsbesitzer gaben an, dass sie ohne Steueranreiz auf den Erwerb von
Wohneigentum verzichtet hätten. Darüber hinaus bilanziert die Studie zusätzliche
Einnahmen durch ansteigende Bauinvestitionen und Handänderungen von
Liegenschaften, welche laut ihren Berechnungen die durch das Bausparmodell
anfallenden steuerlichen Mindereinnahmen sogar übersteigen würden. Die Studie stiess
hingegen entweder auf wenig Resonanz oder auf Kritik und Widerstand. Am
Abstimmungssonntag wurde das zweite Bausparanliegen dann mit einem äusserst
klaren Nein-Anteil von 68,9% um einiges deutlicher abgelehnt als das fakultative
Bausparanliegen der SGFB. Kein einziger Kanton äusserte sich mehrheitlich positiv zum
Anliegen, womit dem bestehenden und seit der Revision des eidgenössischen
Steuerharmonisierungsgesetzes im Jahre 2005 rechtswidrigen Bausparmodell im
Kanton Baselland weitere Legitimation entzogen wurde. Mit Ablehnung des letzten
hängigen Anliegens zum Bausparen sieht sich der Halbkanton gezwungen, seine Praxis
endgültig zu beenden. Sogleich nach dem Abstimmungstermin gab die Baselbieter
Regierung bekannt, Bausparabzüge seien nur noch bis Ende des laufenden Jahres
zulässig.

Abstimmung vom 17. Juni 2012

Beteiligung: 38,5%
Ja: 601'449 (31,1%) / 0 Stände
Nein: 1'332'839 (68,9%) / 20 6/2 Stände

Parolen: 
– Ja: FDP(2)*, SVP; SBV.
– Nein: CVP(4)*, SP, EVP, CSP, GPS, GLP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 60

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 17.06.2012
MARLÈNE GERBER

Im Vergleich zur Analyse der SGFB-Initiative zeigte die VOX-Analyse zum
Bausparanliegen des HEV eine höhere Parteigebundenheit im linken Lager und in der
Mitte. Die CVP-Sympathisanten schienen den Meinungsumschwung ihrer Partei zu
begrüssen und lehnten das Volksbegehren mit 76% noch etwas deutlicher ab als die
Anhängerschaft der SP (74%). Entgegen der Empfehlung ihrer bevorzugten Partei
stellten sich Sympathisanten der FDP und SVP, welche das Anliegen nur in 42%
respektive 36% der Fälle unterstützten. Während die Parteiorientierung also einen
höchstens moderaten Einfluss auf den Stimmentscheid ausübte, war es die persönliche
Bedeutung, die man der Vorlage beimass, welche das eigene Votum am stärksten
diktierte. Die Auswertung der Stimmmotive ergab denn auch, dass ungefähr ein Drittel
aller Befürworter aus Nutzenüberlegungen ein Ja in die Urne gelegt hatte. Ein Vergleich
der im Abstimmungskampf eingebrachten Argumente zu den beiden Bausparvorlagen
zeigte, dass die Argumente für das Bausparen in der Juni-Abstimmung eine um jeweils
rund 10 Prozentpunkte tiefere Unterstützungsrate aufwiesen. So vertraten zum Beispiel
nur noch knapp die Hälfte der befragten Personen die Ansicht, dass Bausparen
insbesondere jungen Familien und dem Mittelstand zu Gute komme, während dieses
Argument im März noch 59% der Befragten unterstützt hatten. Im Gegenzug
verzeichneten die Argumente der Initiativ-Gegner eine um denselben Betrag höhere
Zustimmungsrate. Etwas über 70% aller Befragten gaben an, dass die bestehenden
Förderinstrumente ausreichen würden und die Initiative hauptsächlich diejenigen
belohnen würde, die nicht auf weitere Fördermassnahmen angewiesen seien.
Interessanterweise zeigten sich 23% der Befragten unentschlossen beim Argument,
dass Bauspargelder im Falle des Nicht-Erwerbs von Eigenheim nachträglich versteuert
würden. Dabei zeigte sich ein Unterschied zwischen den Befürwortern (14%) und
Gegnern (27%) der Initiative. Da es sich bei erwähnter Aussage um eine Forderung der
Initiative handelte, folgerten die Autoren der Vox-Analyse, dass ein Teil der
ablehnenden Stimmbürger nicht ausreichend über das Anliegen informiert war, worin
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MARLÈNE GERBER
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sie einen Grund für die äusserst deutliche Ablehnung des Volksbegehrens
vermuteten. 61

Am 23. September kam mit der Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter“ bereits das
dritte Volksanliegen zur Wohneigentumsförderung im Jahr 2012 zur Abstimmung. Das
Volksanliegen des HEV verlangte die Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung für
Hausbesitzer im Rentenalter. Bundesrat und Parlament beantragten Ablehnung der
Vorlage. Während der Nationalrat im Vorjahr entgegen Ständerat und Bundesrat noch
auf Annahme plädiert hatte, führte ein Umschwenken der BDP- und CVP/EVP-Fraktion
in der neu gewählten grossen Kammer im Berichtsjahr zum Einlenken. Unter den
Verbänden kämpfte der Hauseigentümerverband alleine auf weiter Flur für das Anliegen
und erhielt von Seiten der Parteien lediglich Unterstützung von der SVP. Die FDP, deren
Fraktion sich im Nationalrat noch für die Initiative ausgesprochen hatte, beschloss an
ihrer Delegiertenversammlung die Nein-Parole. Ausschlaggebend für diese Wende sei
unter anderem die herbe Abstimmungsniederlage der HEV-Bausparinitiative vom 17.6.,
liess Parteipräsident Philipp Müller verlauten. Zahlreiche Rückmeldungen von
Parteianhängern hätten die FDP für deren positive Haltung zum Bausparen kritisiert. Es
habe sich gezeigt, dass Regelungen, von denen ausschliesslich eine bestimmte
Personengruppe profitieren könne, von der Parteibasis als unliberal erachtet werden.
Hingegen stellten sich einige kantonalen Sektionen der CVP und FDP sowie eine BDP-
Sektion gegen ihre Mutterparteien und empfahlen den Bürgern ein Ja. Bei einer
Stimmbeteiligung von 41.5% lehnte das Schweizer Volk die Initiative dann mit einem Ja-
Anteil von 47.4% und der Zustimmung durch 9 1/2 Stände ab. Unterstützung fand das
Anliegen insbesondere in der Ostschweiz, sowie in den Kantonen Solothurn, Genf und
Tessin. Hans Egloff, Präsident des HEV, wertete dieses Ergebnis als „Riesenerfolg“, wenn
man berücksichtige, dass die eidgenössische Hauseigentümerquote nur 39% betrage.
Das Abstimmungsergebnis liess von verschiedenster Seite die Forderung nach einer
generellen Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung aufkommen. Während sich der
Mieterverband und die Grüne Fraktion für einen reinen Systemwechsel aussprachen,
was zusätzlich die Aufhebung der bestehenden steuerlichen Abzugsmöglichkeiten
bedeuten würde, favorisierten der HEV und die FDP einen Systemwechsel unter
Beibehaltung bestimmter Abzugsmöglichkeiten. Bereits in der Folgewoche wurden
verschiedenste Vorstösse mit Vorschlägen zum Systemwechsel eingereicht. Die
parlamentarische Behandlung dieser Anliegen stand im Berichtsjahr noch aus.

Abstimmung vom 23. September 2012

Beteiligung: 41,5%
Ja: 1'013'871 (47,4%) / 9 1/2 Stände
Nein: 1'125'355 (52,6%) / 11 5/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SVP; HEV, SGV.
– Nein: BDP(1)*, CVP(2)*, CSP, EVP, FDP(4)*, Grüne, GLP, SP; SGB, Travail.Suisse.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 62

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 23.09.2012
MARLÈNE GERBER

Die VOX-Analyse zum Anliegen des HEV ergab, dass sich das links-grüne Lager am
parteikonformsten verhielt: 73% der SP-Anhängerschaft folgten der Empfehlung ihrer
Partei, bei den Grünen waren es deren 71%. Während immerhin noch 66% der SVP-
Sympathisanten im Sinne ihrer Partei stimmten, zeigten sich die Anhängerschaft der
CVP und FDP höchst gespalten. Weiter nahmen Wohneigentümer mit 55% deutlich
häufiger an der Abstimmung teil als Mieter (31%). Die Zustimmung unter den
Wohneigentümern hielt sich mit ebenfalls 55% jedoch in Grenzen. Dagegen
unterstützten immerhin 37% der Mieter das Anliegen zur Wohneigentumsförderung.
Eine Aufschlüsselung nach Alter zeigt jedoch, dass Wohneigentümer im Rentenalter der
Initiative signifikant häufiger zustimmten. Als nicht ausschlaggebend für den
Stimmentscheid erwies sich das Haushaltseinkommen. Laut VOX-Analyse war der
entscheidende Faktor die persönliche Bedeutung, welche die Stimmenden dem
Abstimmungsgegenstand beimassen. Im Vergleich zu den anderen beiden
Abstimmungen vom 23. September (Passivrauchschutz und Jugendmusikförderung), fiel
den Stimmenden der Entscheid zur Eigenmietwertbesteuerung schwer. Indiz dafür war,
dass bei 51% der Stimmenden die Meinungsbildung innerhalb der letzten beiden
Wochen vor Abstimmungstermin stattfand. Die Argumente, dass Personen im

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 23.11.2012
MARLÈNE GERBER

01.01.98 - 01.01.18 22ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Rentenalter sich den Erhalt des Eigenheims mit bestehender Regelung nicht mehr
leisten können, sowie dass ein fiktives Einkommen nicht besteuert werden kann, fanden
unter den Befürwortern der Initiative massive Unterstützung (81%, resp. 80%). Im
ablehnenden Lager erhielt das Argument, die Initiative führe zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Erwerbstätigen und Rentnern, resp. Mietern und
Eigentümern, mit 68% am meisten Zustimmung. Weiter unterstützten 54% der
Initiativgegner das Argument, dass die Besteuerung des Eigenmietwertes zu
Steuerausfällen führen würde. Noch mehr Initiativbefürworter verwarfen dieses
Argument jedoch (68%). Im Weiteren brachten die Befürworter die Präferenz für eine
generelle Abschaffung des Eigenmietwertes leicht häufiger als Stimmmotiv ein als die
Gegner der Initiative (8% zu 5% Erstnennungen). Ein bundesrätlicher Entwurf in Form
eines indirekten Gegenvorschlages, welcher die generelle Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung gefordert hätte, war im Vorjahr durch Nichteintreten in den
beiden Parlamentskammern noch erledigt worden. 63

Nach dem Scheitern der Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter", die eine
Abschaffung des Eigenmietwertes für Personen im Rentenalter gefordert hätte, sowie
diversen weiteren vergeblichen Versuchen, einen Systemwechsel in der
Wohneigentumsbesteuerung herbeizuführen, startete der Hauseigentümerverband
(HEV) mit der Lancierung einer Petition zur generellen Abschaffung des
Eigenmietwertes einen erneuten Versuch. Anstelle einer generellen Abschaffung zeigt
sich die Petition auch offen gegenüber der Einführung eines Wahlrechts zur
Abschaffung, wie dies die zum gegebenen Zeitpunkt noch hängige Motion des HEV-
Präsidenten Egloff vorsah. Ende Oktober gab der HEV bekannt, innert vier Monaten
über 100'000 Unterschriften gesammelt zu haben. Ziel der Petition ist, den Druck auf
den Ständerat zu erhöhen, dessen Beratung der Motion Egloff noch aussteht und
dessen WAK die Vorberatung des Geschäfts bereits dreimal vertagt hat. Am 10.
November reichte der Verband die Petition erfolgreich ein. 64

PETITION / REQUÊTE / PLAINTES
DATE: 29.06.2016
MARLÈNE GERBER

Anfang Januar 2017 beriet die WAK-SR zwei Standesinitiativen der Kantone Aargau
(08.331) und Graubünden (09.304) zur Förderung der Energiesanierung in älteren
Bauten durch Schaffung weiterer fiskalischer Anreize. Einstimmig stellte sich die
Kommission dagegen, den Anliegen Folge zu geben. Solche Massnahmen seien während
den Beratungen zur Energiestrategie 2050 intensiv diskutiert und zum Teil beschlossen
worden. So könnten energetische Sanierungen in bis zu zwei nachfolgenden
Steuerjahren neu als Unterhaltskosten abgezogen werden. Zeitgleich stellte sich die
Kommission ebenfalls einstimmig gegen zwei Motionen – ein Anliegen der RL-Fraktion
und ein Anliegen ihrer Schwesterkommission – mit inhaltlich ähnlichen Forderungen.
Beide waren bereits vor den Beratungen zur Energiestrategie vom Nationalrat
angenommen worden. 65

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

Neben drei weiteren, thematisch verwandten Anliegen – namentlich zwei
Standesinitiativen und einer Motion der WAK-NR – befasste sich die WAK-SR im Januar
2017 mit einer Motion der RL-Fraktion, welche die teilweise und zeitlich beschränkte
Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung im Falle energetischer Sanierungen
verlangt. Das im 2009 eingereichte Anliegen war vor den Beratungen zur
Energiestrategie im Sommer 2011 bereits vom Nationalrat angenommen worden. Der
Bundesrat hatte sich, mit Berufung auf die Rechtsprechung des Bundesgerichts,
wonach der Eigenmietwert nicht tiefer als 60% einer vergleichbaren Marktmiete
ausfallen darf, da eine Gleichbehandlung zwischen Mieterschaft und Eigentümern bei
Unterschreitung dieses Grenzwertes nicht mehr länger gegeben wäre,
dagegengestemmt. Eine teilweise Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung würde
dazu führen, dass Letztere gegenüber der Mieterschaft übermässig begünstigt würden.
Aus anderen Gründen empfahl nun die ständerätliche Wirtschaftskommission die
Ablehnung des Anliegens: Die WAK-SR beschloss, einstimmig bei einer Enthaltung, die
Einreichung einer parlamentarischen Initiative mit der Forderung nach der generellen
Abschaffung der Eigenmietwertbesteuerung für den Erstwohnsitz (17.400). Aufgrund
dessen und in Anbetracht der im Rahmen der Energiestrategie 2050 bereits
beschlossenen steuerlichen Abzugsmöglichkeiten im Falle energetischer Sanierungen
empfahl die Kommission der Kantonskammer die Motion einstimmig zur Ablehnung. 66

MOTION
DATE: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER
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Zeitgleich mit Beschluss seiner ablehnenden Haltung gegenüber zwei Standesinitiativen
mit ähnlichen Forderungen empfahl die WAK-SR ihrem zweitberatenden Rat im Januar
2017 einstimmig die Ablehnung einer Motion der WAK-NR aus dem Jahr 2009, welche
den Steuerabzug für energetische Sanierungen älterer Bauten über mehrere Jahre
erlauben wollte. Mit im Rahmen der Energiestrategie 2050 beschlossenen Änderungen
dürften durch energetische Sanierungen verursachte Kosten nun in zwei aufeinander
folgenden Jahren steuerlich abgezogen werden. Die Fraktionsmotion geht zurück auf
eine gleichlautende Motion Leutenegger (fdp, ZH) aus dem Jahr 2007, die in einen
Prüfungsauftrag umgewandelt worden war, womit sich die WAK-NR nicht zufrieden
gezeigt hatte. Im Sommer 2009 war der Nationalrat seiner Kommission gefolgt und
hatte als Erstrat die Annahme der Motion beschlossen. 67

MOTION
DATE: 10.01.2017
MARLÈNE GERBER

In Zusammenhang mit der Beratung der Motion Egloff, die ein Wahlrecht bei der
Befreiung von der Eigenmietwertbesteuerung fordert, beschloss die WAK-SR im
Februar 2017 einstimmig bei einer Enthaltung die Lancierung einer parlamentarischen
Initiative mit dem Ziel, einen generellen Systemwechsel in der
Wohneigentumsbesteuerung herbeizuführen. Ein solcher Wechsel sähe die generelle
Abschaffung des Eigenmietwertes für den Hauptwohnsitz vor, und zwar unter der
Voraussetzung, dass der Systemwechsel möglichst haushaltsneutral erfolgen kann, zum
Verfassungsziel der Wohneigentumsförderung beiträgt und zu keiner unzulässigen
Benachteiligung der Mieterschaft führt. 68

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.02.2017
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession 2017 lehnte der Ständerat eine Motion Egloff (svp, ZH) mit der
Forderung nach einem einmaligen und allgemeinen Wahlrecht zur Befreiung des
Eigenmietwerts von der Einkommenssteuer ab. Die Motion, welche 2014 im Nationalrat
noch eine knappe Mehrheit gefunden hatte, stiess auch in der Kantonskammer auf
gewichtige Unterstützung: Eine rechtsbürgerliche Kommissionsminderheit setzte sich
für die Annahme des Anliegens ein. Seiner Kommissionsmehrheit folgend stemmte sich
eine Grossteil der kleinen Kammer hingegen mit 27 zu 16 Stimmen gegen die Motion. Die
Kommissionsmehrheit befürchtete zum einen, dass mit dem Vorhaben ein Instrument
der Steueroptimierung geschaffen würde und stellte sich zum anderen gegen die
Wahlmöglichkeit als solche. Diese sei im Steuerrecht nur "punktuell" vorgesehen. Die
Kommissionsminderheit sah dies anders und bezeichnete das Wahlrecht im
Steuerrecht – mit Verweis auf die Möglichkeit eines Pauschalabzugs anstelle Angabe der
effektiven Kosten sowie auf zahlreiche Wahlmöglichkeiten im Mehrwertsteuergesetz –
gar als "recht verbreitet". 
Grund für den deutlichen Entscheid im Ständerat mag auch eine parlamentarische
Initiative der WAK-SR mit der Forderung nach einem generellen Systemwechsel in der
Wohneigentumsbesteuerung sein, die im Februar 2017 im Zusammenhang mit der
Beratung der Motion Egloff lanciert worden war. 69

MOTION
DATE: 28.02.2017
MARLÈNE GERBER

Le Conseil national décide, sans discussion, de ne pas donner suite à l'initiative
cantonale relative à l'assainissement énergétique des vieux immeubles par des
incitations fiscales. Tout comme l'initiative cantonale grisone (09.304), elle est donc
liquidée. La chambre du peuple a suivi la proposition de la CER-CN qui, sans
opposition, recommandait de ne pas y donner suite. Cette décision confirme
également la position du Conseil des Etats, chambre prioritaire, qui a également rejeté
les motions (09.3142) et (09.3354). 70

INITIATIVE D’UN CANTON
DATE: 15.06.2017
DIANE PORCELLANA

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) s'est
prononcée à l'unanimité en faveur d'une modification du système d'imposition de la
propriété du logement. Consciente du risque d'instabilité des marchés financiers, en
raison d'une hausse des taux d'intérêts et de l'endettement élevé des ménages privés,
elle soutient la proposition de sa consœur de l'autre conseil. La majorité des membres
de la commission souhaite, dans un premier temps, soustraire les résidences
secondaires à ce changement de système, tout en conservant la possibilité de
déduction des coûts immobiliers rattachés au logement occupé par son propriétaire.
Elle juge qu'il est encore trop tôt de les supprimer pour laisser place à un système sans
imposition de la valeur locative, comme demandé dans l'initiative parlementaire
(16.455). La CER-CE doit alors élaborer un projet. 71

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.08.2017
DIANE PORCELLANA
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La Commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) dépose,
suite à l'absence d'accord entre les conseils concernant la loi sur l’imposition des
immeubles agricoles et sylvicoles (16.031), un postulat demandant des clarifications au
sujet des différentes impositions des gains immobiliers, selon qu'il s'agisse de
personnes physiques ou de personnes morales. Dans un second temps, il est
également demandé que soient proposées des solutions afin d’assurer une égalité de
traitement entre les différents propriétaires. Une minorité de la commission propose
de rejeter le postulat, tout comme le Conseil fédéral. Le choix entre les différents types
d’imposition revenant aux cantons, une harmonisation de la charge d’impôts et des
cotisations sociales en cas de gains immobiliers entre les personnes physiques et
morales engendrerait une restriction de la marge de manœuvre des cantons et une
prescription des barèmes par la Confédération. Le Conseil fédéral rappelle que la
demande d’harmonisation avait déjà été faite dans le cadre de l’initiative parlementaire
(12.476) et qu’elle avait finalement été rejetée. Ainsi, il n’estime pas nécessaire d’établir
un rapport en réponse aux demandes de la commission. La chambre basse décide, par
96 voix contre 83 et 5 abstentions, d’adopter le postulat et contraint ainsi le Conseil
fédéral à répondre à la demande des initiants. 72

POSTULAT
DATE: 07.12.2017
DIANE PORCELLANA

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Ähnlich wie die FDP musste sich auch die CVP bei der Parole über die Volksinitiative
des Hauseigentümerverbandes zwischen dem Festhalten an den finanzpolitischen
Beschlüssen des Runden Tisches und den Interessen eines guten Teils ihrer
Stammwählerschaft entscheiden. Die Delegiertenversammlung in Regensdorf (ZH) vom
Januar beschloss mit 215 zu 68 Stimmen deutlich die Ablehnung des Volksbegehrens. Im
Gegensatz zur FDP schlossen sich auch praktisch alle Kantonalparteien dieser Parole
an. 73

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 16.01.1999
DANIEL BRÄNDLI

Zweimal hatte die FDP im Berichtsjahr Parolen zu eidgenössischen
Abstimmungsvorlagen zu fassen, welche zu erheblichen parteiinternen Konflikten
führten. An der FDP-Delegiertenversammlung vom Januar beschloss die Partei die
Nein-Parole zur Hauseigentümer-Initiative. Mit 101 zu 85 Stimmen wurde die
Parteileitung knapp auf ihrem Kurs, der Sanierung der Bundesfinanzen Priorität
einzuräumen, unterstützt. Nationalrat Dettling (SZ), Präsident des Schweizerischen
Hauseigentümerverbandes, hatte vergeblich die Wohneigentumsförderung als
«freisinniges Uranliegen» beschworen. Parteipräsident Steinegger und Bundesrat
Villiger setzten sich für einen Systemwechsel in der Eigentumsbesteuerung ein. Die
Besteuerung des Eigenmietwertes sollte demnach fallen gelassen werden. Gleichzeitig
würde der Schuldzinsabzug bei der Steuerbemessung überfällig. Die Unterhaltskosten
könnten nach ihrem Vorschlag weiterhin von den Steuern in Abzug gebracht werden.
Das Hauptargument Steineggers und Villigers waren jedoch die enormen Kosten, die mit
der Annahme der Initiative verbunden wären; ausserdem würden die Erleichterungen
hauptsächlich denjenigen zugute kommen, die bereits über Wohneigentum verfügten. 74

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 30.01.1999
DANIEL BRÄNDLI

Mit 85 zu 73 Stimmen votierten die Delegierten in Brig Ende April gegen die
Mutterschaftsversicherung und erzürnten mit diesem Entscheid die Mehrheit der
Freisinnigen in der Romandie. Viele Westschweizer Parteidelegierte verliessen aus
Protest den Saal. Nach den Abstimmungen über die LSVA, die Neat und die
Wohneigentumsinitiative war die Partei nun zum vierten Mal innerhalb eines Jahres
gespalten. Für Triponez (BE), Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbandes, war die
Vorlage aus Gründen der Finanzierbarkeit nicht akzeptabel. Dagegen bat Ständerätin Lili
Nabholz (ZH) um Zustimmung. Die letzte Lücke im schweizerischen Sozialsystem müsse
gestopft werden. Alle nichtdeutschsprachigen Kantonalsektionen der FDP beschlossen
in der Folge die Ja-Parole zur Mutterschaftsversicherung. 75

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 24.04.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Parteiinterne Gräben zeigten sich bei den Parolenfassungen zu den nationalen
Abstimmungen. Für die Bausparinitiative fasste der CVP-Vorstand lediglich knapp mit
15:13 Stimmen die Ja-Parole. Gleich zwölf Kantonalsektionen wichen allerdings von
dieser Empfehlung, die den Delegierten nicht zur Abstimmung vorgelegt wurde, ab. Mit
93 zu 81 Stimmen empfahlen die Delegierten Ende Februar die Buchpreisbindung. Auch
hier wichen nicht weniger als 13 Kantonalsektionen ab. Eindeutig fielen hingegen das
Nein der Delegierten für die Zweitwohnungsinitiative und das Ja zum Gegenvorschlag
für die Geldspiel-Initiative aus. Auch bei der Krankenversicherungsrevision (Managed
Care), für die sich die Delegierten Ende April mit 106:47 Stimmen aussprachen, kam es
zu acht abweichenden Empfehlungen der Kantonalsektionen. Vier kantonale Sektionen
widersetzten sich zudem der gleichentags mit 103:27 Stimmen gefassten Nein-Parole
zur Initiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“. Das einstimmig gefasste Nein zur
Initiative „Staatsverträge vors Volk“ wurde hingegen von allen Kantonalsektionen
mitgetragen. Auch für die Abstimmungen im September kam es noch einmal zu
parteiinternen Abweichungen. Zwar folgten alle Kantone der Ende August in Basel
gefassten Ja-Empfehlung zumBundesbeschluss über die Jugendmusikförderung, das
Nein zur Volksinitiative „Sicheres Wohnen im Alter“ wurde jedoch von drei und das Nein
zur Initiative „Schutz vor Passivrauchen“ von zwei Kantonalsektionen überstimmt. Das
Ende Oktober ohne Gegenstimmen gefasste Ja zum Tierseuchengesetz fand schliesslich
keinerlei kantonale Opposition. 76

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 21.01.2012
MARC BÜHLMANN

Partis de gauche et partis écologiques

Mit Ausnahme der Stimmfreigabe, welche die Grünen für die Managed Care-
Abstimmung beschlossen, entsprachen alle Parolenfassungen zu den eidgenössischen
Abstimmungen der GP jenen der SP. Mit anderen Worten: Im Gegensatz zu den
Bürgerlichen – auch FDP und CVP fassten nur in neun von zwölf Fällen die gleiche
Parole – trat links-grün auch hinsichtlich der nationalen, direktdemokratisch
ausgefochtenen Sachpolitik relativ geschlossen auf. Am 22. Januar fassten die
Delegierten in Kriens die Ja-Parole für die Buchpreisbindung, die Zweitwohnungs- und
Ferieninitiative sowie für den Bundebeschluss zur Regelung von Geldspielen. Zur
Ablehnung empfohlen wurde hingegen die Bauspar-Initiative. Leise Kritik war gegen die
Zweitwohnungs- und die Ferieninitiative angemeldet worden, da beide zu weit gingen.
Der Antrag auf Stimmfreigabe unterlag aber bei beiden. Uneins war sich die
Parteileitung der Grünen bei der für Juni vorliegenden Managed Care-Vorlage, bei der
sich positive und negative Aspekte die Waage hielten. Die Empfehlung auf
Stimmfreigabe wurde von den Delegierten Ende März mit 66 zu 63 Stimmen bei 8
Enthaltungen dann knapp bestätigt. Die Initiative zur Steuerbefreiung des Bausparens
und die Staatsvertragsinitiative wurden hingegen deutlich abgelehnt. Ende August
empfahlen die Delegierten an ihrer Versammlung in Aarau die Initiative „Sicheres
Wohnen im Alter“ einstimmig bei zwei Enthaltungen abzulehnen. Ebenfalls einstimmig
(bei 6 Enthaltungen) wurde der Bundesbeschluss über die Jugendmusikförderung zur
Annahme empfohlen. Der Antrag, für die Initiative „Schutz vor Passivrauchen“
Stimmfreigabe zu beschliessen, wurde abgelehnt. Für das Volksbegehren wurde
schliesslich mit 94 zu 45 Stimmen die Ja-Parole gefasst. Für die Abstimmung zum
Tierseuchengesetz empfahlen die Delegierten der GP in Bümpliz mit 73 zu 50 Stimmen
ein Ja. 77

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 23.01.2012
MARC BÜHLMANN

Gemessen an ihren Parolen, welche die GLP zu den nationalen Abstimmungen fasste,
vertraten die Grünliberalen im Berichtjahr die Meinung der Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger am besten: Lediglich zwei Mal entsprach die Parole der GLP nicht dem
nachfolgenden Abstimmungsresultat, nämlich bei der Zweitwohnungsinitiative und bei
Managed Care. Mit ihrem Nein zur letztlich angenommenen Zweitwohnungsinitiative
musste die Partei allerdings eine empfindliche Niederlage in einem ihrer Kerngebiete –
der Raumplanung – hinnehmen. Neben der Zweitwohnungsinitiative wurden an der
GLP-Delegiertenversammlung in Wil (SG) auch die Bauspar-Initiative, die
Ferieninitiative und die Buchpreisbindung mit deutlichen Mehrheiten zur Ablehnung
empfohlen. Einzig für den Gegenvorschlag zur Glücksspiel-Initiative wurde die Ja-
Parole gefasst. Auch mit ihrem Ja zu Managed Care lagen die GLP neben der Meinung
der Stimmbürgerschaft. Die Parolenfassung hatte zu hitzigen Diskussionen an der
Delegiertenversammlung Anfang Mai in Chur geführt. Letztlich stimmte eine knappe
Mehrheit von 59 zu 35 Stimmen (bei 11 Enthaltungen) für die integrierte Versorgung, mit
der sich das Kostenwachstum senken lasse. Deutlich wurden in Chur hingegen die
Initiativen „Eigene vier Wände dank Bausparen“ (mit 88:11 Stimmen) und „Staatsverträge

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN
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vors Volk“ (mit 98:0 Stimmen) zur Ablehnung empfohlen. Einmal Ja – zum
Bundesbeschluss zur Jugendmusikförderung – und zweimal Nein zu den beiden
Initiativen „Schutz vor Passivrauchen“ und „Sicheres Wohnen im Alter“ beschloss der
Vorstand der GLP Anfang September. Anfang November fasste die GLP an ihrer
Delegiertenversammlung in Bern mit 120 zu 6 Stimmen und 9 Enthaltungen die Ja-
Parole zum revidierten Tierseuchengesetz. 78

Partis conservateur et de droite

Im Januar fassten die Delegierten der EVP in Olten nur sehr knapp mit 54 zu 48
Stimmen die Ja-Parole für die Buchpreisbindung. Deutlicher wurde die Initiative „6
Wochen Ferien für alle“ zur Ablehnung empfohlen (72:29 Stimmen und 6 Enthaltungen).
Bereits im Vorjahr wurde für die Bausparinitiative und den Bundesbeschluss zur
Regelung von Geldspielen die Nein-Parole ergriffen und die Zweitwohnungsinitiative
wurde zur Annahme empfohlen. In Arbon sagten die Delegierten Ende März mit 64 zu 26
Stimmen Ja zur Managed Care Vorlage und erteilten der Staatsvertragsinitiative (99:1
Stimmen) und der Initiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“ (88: 5 Stimmen)
deutliche Abfuhren. Im Juni empfahlen die Delegierten in Muttenz ein Ja für die
Initiative zum „Schutz vor Passivrauchen“ und zum Bundebeschluss zur
Jugendmusikförderung. Die Initiative „Sicheres Wohnen im Alter“ lehnten sie hingegen
ab. Ende August in Wil (SG) beschloss die EVP schliesslich mit 44 zu 24 Stimmen, das
neue Tierseuchengesetz zu unterstützen. Beim dort ebenfalls beschlossenen
vorsorglichen Ja zu den im November nicht zur Abstimmung gelangten
Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland, Österreich und Grossbritannien
äusserten sich die Abgeordneten auch positiv zu einem automatischen
Informationsaustausch. 79

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 12.01.2012
MARC BÜHLMANN

Die gewünschte inhaltliche Abgrenzung der BDP von der SVP, von der sie sich 2008
abgespalten hatte, war auch in der Parolenfassung zu den eidgenössischen
Volksabstimmungen sichtbar. In fünf von zwölf Fällen unterschieden sich nämlich die
Empfehlungen der beiden Parteien. Zwar fassten die Delegierten im Januar die gleichen
Parolen wie die SVP – drei Nein zu Zweitwohnungsinitiative, Ferieninitiative (jeweils mit
grosser Mehrheit bei einer Enthaltung) und Buchpreisbindung (mit 59 zu 41 Stimmen bei
einer Enthaltung) und zwei Ja zu Bausparinitiative (mit 69 zu 38 Stimmen bei zehn
Enthaltungen) und Geldspielbeschluss – diese Empfehlungen entsprachen aber einer
rechtsbürgerlichen Position, da auch die FDP die genau gleichen Parolen fasste. Die
Unterschiede zur SVP zeigten sich in der Folge bei der Parolenfassung im Mai in Glarus,
wo die Delegierten gegen den Vorschlag des Parteivorstandes mit 100 zu 95 Stimmen
zwar wie die SVP ein Nein gegen die Managed Care-Vorlage beschloss, sich mit dem
Nein zur Staatsvertrags-Initiative (mit einer Gegenstimme) und der Stimmfreigabe zur
Volksinitiative „Eigene vier Wände dank Bausparen“ aber von der SVP-Position
unterschied. Auch das Ja zurJugendmusikförderung und das Nein zur Initiative
„Sicheres Wohnen im Alter“ – beide Parolen wurden von der Parteileitung gefasst –
grenzte die BDP inhaltlich von der SVP ab. Gleich wie die SVP empfahlen die BDP-
Delegierten in Basel allerdings die Initiative „Schutz vor Passivrauchen“ zur Ablehnung.
Im Oktober in Genf befürworteten die Delegierten schliesslich das Tierseuchengesetz,
das von der SVP zur Ablehnung empfohlen wurde. 80

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 07.05.2012
MARC BÜHLMANN

Associations

Aménagement du territoire et logement

Der Schweizerische Hauseigentümerverband (HEV) unterlag im Februar mit seiner
Initiative für steuerliche Ermässigungen für Hauseigentümer in der Volksabstimmung
recht deutlich (58,7% Nein). Vergeblich hatten seine Verbandsspitzen (Präsident
Dettling, fdp, SZ und Vorstandsmitglied Baumberger, cvp, ZH) versucht, die
Delegiertenversammlungen der FDP und der CVP zur Fassung einer Ja-Parole zu
bewegen. Obwohl das Anliegen des HEV in beiden Parteien an und für sich positiv
beurteilt wurde, sprach sich eine (bei der FDP allerdings knappe) Mehrheit für ein
Festhalten am finanzpolitischen Ziel des Haushaltausgleichs und damit gegen
Steuerreduktionen aus. Fast zwei Drittel der FDP-Kantonalparteien entschieden sich
dann trotzdem für die Ja-Parole. Ein lohnender Nebeneffekt der Initiativkampagne
ergab sich beim Mitgliederbestand. Dieser betrug Ende Januar 248'531, was einer
Steigerung um gut 30'000 innert Jahresfrist entsprach. Anstelle des im Frühjahr 2000

CHRONIQUE DES ASSOCIATIONS
DATE: 19.11.1999
HANS HIRTER
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nach 25 Amtsjahren zurücktretenden Hanspeter Götte ernannte der HEV Ansgar Gmür
zum neuen Verbandsdirektor (Generalsekretär). 81

Die Delegierten des Schweizerischen Hauseigentümerverbandes beschlossen im März
die Lancierung von zwei Volksinitiativen. Ziel der einen Initiative ist es, bei Bund und
Kantonen das steuerbegünstigte Bausparen einzuführen. Die zweite will für Personen
im Rentenalter die Möglichkeit schaffen, bei der Berechnung des steuerbaren
Einkommens den Eigenmietwert (aber auch den Schuldzinsabzug) für selbstgenutztes
Wohneigentum abzuschaffen. Die Unterschriftensammlung begann im August. 82

DÉBAT PUBLIC
DATE: 26.03.2007
HANS HIRTER

Der Hauseigentümerverband reichte zu Jahresbeginn zwei Volksinitiativen für eine
steuerliche Besserstellung von Haus- und Wohnungsbesitzern ein. Die eine verlangt,
dass Personen im Rentenalter wahlweise keinen Eigenmietwert für selbstgenutztes
Wohneigentum mehr versteuern müssen (und als Gegenleistung die Schuldzinsen nicht
mehr vom steuerbaren Einkommen in Abzug bringen können). Die andere will das
Bausparen steuerlich begünstigen (BRG 09.074). 83

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 17.03.2009
HANS HIRTER
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